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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerung und Arbeit

Jahresrückblick 2021: Bevölkerung und Arbeit

Im Jahr 2021 herrschten im Kapitel «Bevölkerung und Arbeit» sowohl im Parlament als
auch in der Öffentlichkeit vor allem Diskussionen über flexible Arbeit, Arbeit auf Abruf,
Homeoffice und Digitalisierung vor, was vermutlich auch der Covid-19-Pandemie und
ihrem Druck zu flexiblen Arbeitsformen und verstärkter Digitalisierung geschuldet war.
Dies zeigt sich etwa auch in der APS-Zeitungsanalyse 2021: Die Heimarbeit und die
Möglichkeiten ihrer Entschädigung beschäftigten die Medien insbesondere zu Beginn
des Jahres während der Homeoffice-Zeit (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021
im Anhang). Im Juni und Oktober 2021 gewann hingegen die gesellschaftliche Debatte
zum Thema «Löhne» an Aufmerksamkeit, wobei insbesondere eine Studie der UBS über
die Höhe der Schweizer Löhne sowie die offiziellen Lohnstatistiken des BFS diskutiert
wurden. 

Bezüglich flexibler Arbeitsformen publizierte der Bundesrat im November 2021 einen
Bericht über die Regelung der Arbeit auf Abruf, in dem er keinen Bedarf ausmachte, die
gesetzlichen Grundlagen für den Schutz der Arbeit auf Abruf anzupassen.
Entsprechendes Verbesserungspotenzial gab es hingegen im öffentlichen Sektor, zumal
die Bundesverwaltung das Modell flexibler Arbeitsformen einführte, um ihre
Produktivität zu steigern und sich als attraktive Arbeitgeberin auf dem Markt zu
positionieren. Mit der Frage nach flexiblen Arbeitsformen verknüpft war auch die
Diskussion über die Liberalisierung der Arbeitszeiten. Diesbezüglich lag dem Ständerat
ein Entwurf für eine Änderung des ArG vor, gemäss dem die Ruhezeiten und die
Höchstarbeit für gewisse Wirtschaftszweige, Gruppen von Betrieben oder
Arbeitnehmenden neu reguliert werden sollten. Jedoch empfahl die WAK-SR ihrem Rat,
das Ergebnis der Vernehmlassung zu einer Änderung der Verordnung 2 des
Arbeitsgesetzes abzuwarten und die Behandlungsfrist entsprechend zu verlängern, was
der Ständerat denn auch tat.

In Anbetracht der Wichtigkeit der Digitalisierung in der Arbeitswelt beauftragte
Ständerätin Maya Graf (gp, BL) den Bundesrat, unter anderem die Auswirkungen der
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung zu untersuchen und
Perspektiven für eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Bereits
fertiggestellt war hingegen der bundesrätliche Bericht zur Prüfung einer Flexibilisierung
des Sozialversicherungsrechts in Bezug auf die Digitalisierung. Darin erkannte der
Bundesrat zwar keine nötigen Verbesserungsmassnahmen im
Sozialversicherungssystem, aber Optimierungspotenzial bei der Rechtssicherheit, vor
allem bei der Klarheit der Gesetzesbestimmungen. Eine Einschränkung der
Digitalisierung im Arbeitsbereich verlangte hingegen eine Motion Reynard (sp, VS),
welche die Arbeitgebenden zu Einschränkungen der Nutzung digitaler Hilfsmittel durch
ihre Arbeitnehmenden ausserhalb der Arbeitszeit – und damit zu einem Recht auf
Abschalten – verpflichten wollte. In Übereinstimmung mit der bundesrätlichen
Empfehlung lehnte der Nationalrat die Motion ab.

Zur Stärkung des Arbeitnehmerschutzes und des Schutzes vor Lohndumping
präsentierte der Bundesrat im Mai die Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes
über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, mit der er
unter anderem eine Motion Abate (fdp, TI) umsetzen wollte. Die Revision sollte es unter
anderem ermöglichen, Entsendebetriebe zur Einhaltung der minimalen kantonalen
Lohnbestimmungen zu verpflichten, damit alle im Kanton erwerbstätigen Personen
mindestens den Mindestlohn erhalten. Der Ständerat lehnte Eintreten ab, weil er eine
schweizweite Lösung nicht als nötig erachtete und die Entscheidung, ob ein
Mindestlohn festgelegt werden soll, den Kantonen überlassen wollte. Der Nationalrat
stimmte in die Wintersession hingegen für Eintreten, womit der Ball wieder beim
Ständerat liegt. 

Ein Jahr nach dem offiziellen EU-Austritt des Vereinigten Königreichs präsentierte der
Bundesrat überdies die Botschaft zum Abkommen zwischen dem Vereinigten
Königreich und der Schweiz über die Mobilität von Dienstleistungserbringerinnen und

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
GIADA GIANOLA
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-erbringern. Mit dem bereits seit Anfang Jahr vorläufig angewendeten und in Einklang
mit der Mind the Gap-Strategie stehenden Abkommen soll der erleichterte gegenseitige
Zugang für Dienstleistungserbringerinnen und -erbringer auch nach dem Auslaufen des
Abkommens über die Personenfreizügigkeit zwischen den beiden Staaten
aufrechterhalten werden. Der Ständerat nahm das Abkommen in der Wintersession als
Erstrat einstimmig an. 1

Jahresrückblick 2022: Bevölkerung und Arbeit

Das zentrale Thema im Politikbereich «Bevölkerung und Arbeit» stellten im Jahr 2022
die Löhne allgemein und das Lohndumping im Speziellen dar. 

Allgemein standen die Löhne insbesondere Mitte des Jahres und ab Oktober im
Zentrum der Diskussion – wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022
verdeutlicht –, als die Gewerkschaften als Reaktion auf die Teuerung immer stärker auf
eine Lohnerhöhung pochten. Die Löhne für das Jahr 2023 sollten demnach bis zu 4
Prozent ansteigen, um so die Senkung der Kaufkraft und der Reallöhne aufgrund der
steigenden Inflation auszugleichen. Mit Lohnerhöhungen beschäftigte sich im Mai auch
der Nationalrat, der eine Motion der SP-Fraktion, die eine Auszahlung von CHF 5'000
als Prämie für alle in der Covid-19-Pandemie als systemrelevant eingestuften
Arbeitskräfte verlangte, deutlich ablehnte. Noch einmal Aufschwung erhielt die
Diskussion um die Löhne im November 2022, als das BFS in einem Bericht die
durchschnittliche Lohndifferenz zwischen Frauen und Männern auf 18 Prozent
bezifferte. 

Das Thema «Lohndumping» stand insbesondere bei der Änderung des
Entsendegesetzes (EntsG) zur Debatte. Dieses zielt darauf ab, die Anwendung der
kantonalen Mindestlöhne schweizweit auf entsandte Arbeitnehmende auszudehnen.
Zwar hatte der Nationalrat die Gesetzesänderung im März 2022 deutlich angenommen,
der Ständerat sprach sich in der Sommersession jedoch gegen Eintreten aus. Damit
brachte er die Gesetzesänderung nach zwei Jahren Arbeit zum Scheitern. 
Ein Mittel gegen Lohndumping – mittels Anpassung der Bestimmungen zur
missbräuchlichen Kündigung im OR – suchte auch der Kanton Tessin durch eine
Standesinitiative, welcher der Ständerat in der Frühlingsession jedoch keine Folge gab.
Thematisiert wurde das Lohndumping schliesslich auch in einer weiteren Tessiner
Standesinitiative, welche die Einführung einer Informationspflicht über Lohndumping-
Verfehlungen im Bereich des Normalarbeitsvertrages verlangte und welche das SECO
2022 zur Zufriedenheit der WAK-SR umsetzte.

Doch nicht nur bezüglich Lohndumping diskutierte das Parlament über ausländische
Arbeitskräfte, auch die Abhängigkeit des Gesundheits- und Sozialwesen von
ausländischem Personal wurde in der Sondersession 2022 thematisiert. Dabei lehnte
das Parlament ein Postulat ab, das eine Strategie zur Verringerung dieser Abhängigkeit
anstrebte. Mehr Anklang fand hingegen eine Motion, gemäss der die Stellenmeldepflicht
wieder auf diejenigen Berufsarten beschränkt werden soll, die eine schweizweite
Arbeitslosenquote über 8 Prozent aufweisen – sie wurde der Kommission zur
Vorberatung zugewiesen.

Als Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie wurde auch im Jahr 2022 über die
Flexibilisierung der Arbeitsformen gesprochen. Der Ständerat lehnte eine Motion ab,
mit der das Arbeitsrecht bezüglich Homeoffice flexibler hätte gestaltet werden sollen.
Zuspruch fand hingegen ein Postulat für eine Untersuchung der Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen. 

Thematisiert wurde schliesslich auch das öffentliche Beschaffungswesen, wobei der
Bundesrat im August einen Bericht zur Sicherstellung der Einhaltung der sozialen
Mindestvorschriften im öffentlichen Beschaffungswesen veröffentlichte. Darin
beurteilte er das bestehende Kontroll- und Sanktionssystem zur Einhaltung der
entsprechenden Vorschriften als angemessen. Eine weitergehende Forderung, wonach
die Verordnung über das öffentliche Beschaffungswesen so angepasst werden soll,
dass auch Prinzipien aus anderen von der Schweiz nicht ratifizierten Übereinkommen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu sozialen Mindestnormen eingehalten
werden müssen, scheiterte hingegen am Ständerat. 2

BERICHT
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Jahresrückblick 2023: Bevölkerung und Arbeit

Im Themenbereich «Bevölkerung und Arbeit» stand 2023 die Furcht vor dem
Fachkräftemangel im Mittelpunkt. So wurden die Gründe, Folgen und Gegenmittel dazu
in den Medien breit diskutiert. Im Parlament hiess der Erstrat eine Motion gut, welche
Personen aus Drittstaaten, die eine höhere Berufsbildung in der Schweiz abgeschlossen
haben, ein Bleiberecht gewähren wollte. Zugleich hiess das Parlament einen
Gesetzesentwurf zur Schaffung einer Plattform zur elektronischen Kommunikation
zwischen Vollzugsorganen der flankierenden Massnahmen gut.

Mit dem Fachkräftemangel verbunden waren auch Diskussionen zur Arbeitszeit. So
forderten mehrere Vorstösse eine Reduktion der Arbeitszeit auf 35 Wochenstunden
oder alternativ eine 4-Tage-Arbeitswoche, eine zusätzliche Ferienwoche für alle oder
zumindest sechs Ferienwochen für Lernende bis zum 20. Altersjahr. Sämtliche
Vorstösse scheiterten jedoch im Parlament, wobei der Fachkräftemangel als
Hauptgrund für die Ablehnung der Forderungen zur wöchentlichen
Arbeitszeitreduktion genannt wurde. Hingegen präsentierte die WAK-NR in Umsetzung
einer parlamentarischen Initiative einen Entwurf, mit dem die teilhabenden
Arbeitnehmenden bei Start-ups von der Pflicht zur Zeiterfassung befreit werden
sollten, um den Arbeitsmarkt für Start-ups zu flexibilisieren.

Auch das Thema der Löhne wurde häufig im Kontext des Fachkräftemangels diskutiert.
Die entsprechenden Diskussionen verstärkten sich, als das BFS Ende Oktober bekannt
gab, dass die in den GAV festgelegten nominalen Effektivlöhne sowie Mindestlöhne im
Vergleich zum Vorjahr angestiegen waren. Das Parlament hingegen diskutierte über eine
Beschränkung der variablen Lohnbestandteile, insbesondere bei Geschäftsleitung und
Verwaltungsrat – auch als Konsequenz des Zusammenbruchs der Credit Suisse. Im Jahr
2023 berichteten die Medien etwas häufiger über die Löhne als in den vergangenen vier
Jahren, wie die Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse zeigt.

Aber auch allgemein waren die Arbeitsbedingungen auf dem Schweizer Arbeitsmarkt
Thema, vor allem in Bezug zu Online-Plattformen. So verlangten zwei abgelehnte
Vorstösse, dass für Plattform-Mitarbeitende generell das Vorliegen eines
Arbeitsvertrags vermutet wird und dass die Kantone die Einhaltung des Arbeitsrechts
durch Anbietende von Plattform-Anstellungen überprüfen müssen. Insgesamt erwies
sich der Gesundheitszustand der Schweizer Arbeitnehmenden gemäss einer vom SECO
durchgeführten Studie im Allgemeinen als gut, insbesondere im Vergleich zu anderen
europäischen Ländern. Rund ein Viertel der Befragten erachteten aber ihre Sicherheit
oder Gesundheit durch die Arbeit als gefährdet.

Insbesondere im Wahlkampf wurde das Bevölkerungswachstum in der Schweiz
diskutiert. So hatte die Wohnbevölkerung (inklusive der nicht ständigen
Wohnbevölkerung) der Schweiz im Jahr 2023 die Zahl von 9 Millionen Menschen
überschritten. Der Nationalrat nahm in der Folge ein Postulat an, das den Bundesrat
beauftragte, das Zukunftsbild einer Schweiz mit einer Wohnbevölkerung von 10
Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern zu illustrieren. Zudem lancierte die SVP
Anfang Juli die Initiative «Nein zur 10-Millionen-Schweiz», um das
Bevölkerungswachstum zu stoppen. 3

BERICHT
DATUM: 31.12.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitsmarkt

Im April 2014 lancierte die Tessiner SVP die kantonale Volksinitiative «Prima i nostri».
Sie verlangte, die Grundsätze der Masseneinwanderungsinitiative, die am 9. Februar
2014 in einer eidgenössischen Abstimmung angenommen worden war, in der
kantonalen Verfassung zu verankern. Ihre Hauptforderung war die Schaffung eines
Inländervorrangs auf dem Arbeitsmarkt: Bei der Besetzung von Arbeitsplätzen im
Tessin müssten Arbeitnehmende aus dem Tessin zukünftig vorrangig berücksichtigt
werden, womit gleichzeitig die Einstellung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern
wenn möglich vermieden werden sollte. Zudem zielte die Volksinitiative darauf ab, das
Lohndumping zu reduzieren und zu verhindern, dass Tessiner Arbeitnehmende durch
ausländische ersetzt und deshalb entlassen würden. Zu den Urheberinnen und
Urhebern der Initiative gehörte auch Marco Chiesa (TI, svp) als Mitglied des Grossen
Rats. Die Unterschriftensammlung dauerte vom April bis Juni 2014, anschliessend
reichte das Initiativkomitee 10'991 gültige Unterschriften bei der kantonalen Kanzlei ein;
10'000 waren für das Zustandekommen der Initiative erforderlich. 

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.04.2014
GIADA GIANOLA
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Ab Januar 2016 beriet der Tessiner Grosse Rat über das Anliegen und erklärte die
Initiative in einem ersten Schritt als zulässig. Im Juni 2016 debattierte das Parlament
wieder über die Initiative und lehnte sie ab, weil sie als juristisch nicht umsetzbar und
einschneidend erachtet wurde. Um die Initiative umsetzen zu können, wären auch
Änderungen im Bundesrecht nötig. Die Mehrheit des Parlaments nahm hingegen einen
Gegenvorschlag zur Initiative an, der von einem CVP-Vertreter und Mitglied des
Grossen Rates, Fabio Bacchetta-Cattori (TI, cvp), formuliert worden war. Im
Gegenvorschlag wurde ebenfalls der Grundsatz der Bevorzugung von einheimischen
Arbeitnehmenden auf dem Arbeitsmarkt, also der Kern der Initiative, aufgenommen.
Laut Bacchetta-Cattori, zitiert in La Regione, vermeide der Gegenvorschlag aber «eine
unnötige Bürokratisierung der Wirtschaft und korrigierte einige Aspekte bezüglich der
Form der entsprechenden Verfassungsänderung». Der Corriere del Ticino nannte den
Gegenvorschlag «wirksamer, prägnanter und zeitgemässer als der von der Initiative
vorgeschlagene Weg». In der Folge nahm der Grosse Rat den Gegenvorschlag mit 34 zu
26 Stimmen an, wobei die befürwortenden Stimmen von Mitgliedern der FDP, der CVP
und der SP stammten.

Am 25. September 2016 stimmte die Tessiner Bevölkerung über die kantonale
Volksinitiative sowie über den Gegenvorschlag ab. Die Stimmbeteiligung lag bei 44.9
Prozent. Mit 58 Prozent Ja-Stimmen sprach sich die Tessiner Bevölkerung für
Annahme der Initiative aus, während der Gegenvorschlag nur von 37 Prozent der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger befürwortet wurde. In der Stichfrage entschieden
sich 52 Prozent der Tessinerinnen und Tessiner für die Initiative. 

Auch die NZZ berichtete, dass ein «Harmonisierungsproblem der entsprechenden
Anpassungen in der Katonsverfassung mit dem übergeordneten Recht» bestehe.
Bundesratssprecher Simonazzi betonte, dass es in der Kompetenz von Bundesrat und
Parlament liege zu entscheiden, ob die kantonale Initiative mit dem Bundesrecht
vereinbar sei. Im August respektive Ende 2017 befürworteten der Bundesrat und das
Parlament die Gewährung der Verfassungsänderung, weil die neuen kantonalen
Bestimmungen nur Ziele vorgeben würden und der Kanton Tessin nur einen geringen
Handlungsspielraum bei der Umsetzung der Initiative hätte. Im August 2019 reichte die
Tessiner Kantonsregierung schliesslich eine Standesinitiative mit der Forderung ein,
den Artikel 336 des OR so zu ändern, damit Kündigungen im Zusammenhang mit
Lohndumping als missbräuchliche Kündigungen gelten. Dies sollte es dem Kanton Tessin
erlauben, die Initiative schliesslich umzusetzen. National- und Ständerat gaben der
Standesinitiative in den Jahren 2021 und 2022 jedoch keine Folge. 4

Im Juni 2015 präsentierte der Bundesrat einen ersten Monitoring-Bericht zum
Umsetzungsstand der Fachkräfteinitiative (FKI), die 2011 lanciert worden war. Demnach
sei die FKI, die 2014 mit der Annahme der Masseneinwanderungs-Initiative an
Bedeutung gewonnen und vom Bundesrat im selben Jahr intensiviert und ausgeweitet
worden war, auf gutem Weg. Der Bundesrat zeigte sich überdies optimistisch, eine
Mehrzahl der insgesamt 30 Massnahmen aus den vier Handlungsfeldern
Höherqualifizierung, Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Ältere Arbeitnehmende und
Innovation unter Mitwirkung der Kantone und Sozialpartner bis 2018 umsetzen zu
können. Mit dem Bericht erfüllte die Regierung zudem eine grosse Anzahl
parlamentarischer Vorstösse. Einem Postulat Aubert (sp, VD), das eine Prospektivstudie
zum Fachkräftebedarf in den einzelnen Wirtschaftssektoren forderte, kam der
Bundesrat mit dem Versprechen nach, das im April 2014 vom SECO veröffentlichte
Indikatorensystem zur Beurteilung der Fachkräftenachfrage weiter auszubauen und
periodisch zu aktualisieren. Ein Postulat Keller-Sutter (fdp, SG), das einen
Massnahmenkatalog zur nachhaltigen Stärkung des inländischen Arbeitspotenzials
forderte, ein Postulat Heim (sp, SO), welches auf die Chancen älterer Arbeitskräfte
abzielte, ein Postulat Graber (cvp, LU), das auf die Förderung von
Wiedereinsteigerinnen fokussierte, und ein Postulat der FDP-Liberalen-Fraktion, das
vom Bundesrat forderte, die FKI möglichst rasch umzusetzen, wurden mit dem Bericht
ebenso erfüllt wie zwei gleichlautende Kommissionsmotionen, die forderten, dass der
Bundesrat seine Strategie zur Behebung des Fachkräftemangels überarbeitet. 5
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In der Wintersession 2015 beauftragte der Nationalrat den Bundesrat, einen Bericht
darüber zu verfassen, wie sich die laufenden Automatisierungsprozesse wie die
Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt auswirken. Das diskussionslos gutgeheissene
Postulat Reynard (sp, VS) forderte neben einer nach Beschäftigungsbereichen
gegliederten Chancen-Risiken-Analyse auch, dass untersucht wird, wie sich der Wandel
auf das Sozialversicherungssystem auswirken wird und ob soziale und psychologische
Kosten entstehen werden. 6

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
DAVID ZUMBACH

Im März 2016 verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Obligationenrechts, mit der er neu die Voraussetzungen definieren wollte, unter denen
ein Normalarbeitsvertrag (NAV) mit zwingenden Mindestlöhnen verlängert werden kann.
Befristete NAV mit zwingenden Mindestlöhnen sollten dann erlassen werden können,
wenn zuvor Missbräuche festgestellt worden waren. Dies wurde in der Praxis zwar
bereits auf Bundes- und auf Kantonsebene so gehandhabt, mit der Regelung wolle man
aber, so der Bundesrat, insbesondere den Anliegen der stark betroffenen Grenzkantone
Tessin und Genf Rechnung tragen und die Rechtssicherheit erhöhen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2016
DAVID ZUMBACH

La CER-CN a procédé à l'examen du projet de prorogation des contrats-types de
travail fixant des salaires minimaux, dans le but de fixer les conditions auxquelles les
contrats types de travail de durée limitée fixant des salaires minimaux peuvent être
prorogés pour une période limitée. Le Conseil national a déjà adopté un article 360a du
CO, selon lequel il suffit d'avoir soit des infractions répétées contre les prescriptions
en matière de salaire minimal ou soit des indices qu’à l’échéance du contrats-types de
travail les abus reprendront. Pour le prolongement de ces contrats, le projet du Conseil
fédéral rend ces deux conditions cumulatives. La commission propose donc ne pas
entrer en matière. Le Conseil national a alors rejeté tacitement le projet. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2016
DIANE PORCELLANA

S'agissant  de la prorogation des contrats-types de travail fixant des salaires minimaux,
la CER-CE se distancie de la position du Conseil national. La formulation proposée par
le Conseil national permettrait l’introduction d’un salaire minimum en Suisse sans qu'il
y ait de preuve de sous-enchère salariale apportée. Comme elle a déjà traité la question
dans la loi sur les travailleurs détachés (LDét), elle propose, sans opposition, à son
Conseil de ne pas entrer en matière sur le projet du Conseil fédéral. 
Le Conseil des Etats a suivi l'avis de sa commission. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.2016
DIANE PORCELLANA

Le deuxième rapport de monitorage relatif à l'initiative visant à combattre la pénurie
de personnel qualifié s'est focalisé, cette fois, sur la phase de mise en œuvre amorcée
en 2015. Le Conseil fédéral peut remplir les mandats découlant des motions (14.3795,
14.3835, 14.3844) voulant la limitation du recours à la main-d’œuvre étrangère grâce à
certaines mesures présentées dans ce rapport. La coopération entre la Confédération,
les cantons et les organisations du monde du travail a permis d'atténuer la pénurie de
main-d’œuvre qualifié. La sensibilisation des acteurs du marché du travail quant aux
évolutions du contexte économique, ainsi que la visibilité de l'importance du personnel
qualifié dans le domaine public ont été jugées satisfaisantes. Quant à l'utilisation de la
main-d’œuvre indigène, celle-ci s'est intensifiée, d'une part en raison de l'exploitation
intensive des potentiels, d'autre part pour cause de croissance démographique. La
participation des femmes, ainsi que des travailleurs âgés, notamment les plus de 55
ans, au marché du travail a progressé. En décembre 2016, l'initiative a gagné en
importance corollairement à la loi d'application de l'initiative populaire "contre
l'immigration de masse". Alors que l'obligation de communiquer les postes vacants se
concentre sur le potentiel des demandeurs d'emploi auprès d'un office régional de
placement concernant des domaines d'activité ou des régions pâtissant de taux de
chômage élevés, l'initiative contre la pénurie de personnel qualifié vise l'exploitation du
potentiel de la population active et capable de travailler. Elle favorise donc le recours
au potentiel offert par la main-d’œuvre nationale. En comparaison au premier rapport,
le deuxième rapport comptabilise treize mesures supplémentaires liées à la mise en
œuvre de l'initiative populaire "contre l'immigration de masse". En 2018, le
Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche (DEFR)
adressera un rapport au Conseil fédéral évaluant les effets de l'initiative relative à la
pénurie de personnel qualifié et soumettra des propositions pour de potentielles
actions ultérieures. Le Conseil fédéral décidera, dès lors, de la suite à donner à la

BERICHT
DATUM: 25.10.2017
DIANE PORCELLANA
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procédure visant à réduire la pénurie de main-d’œuvre qualifiée. 10

Suite au passage dans les deux chambres des postulats 15.3854 et 17.3222, le Conseil
fédéral a présenté son rapport relatif aux conséquences de la numérisation sur
l'emploi et les conditions de travail. Les opportunités et les risques futurs de la
numérisation quant au marché de l'emploi, ainsi que les conditions-cadre nécessaires
pour assurer le plein-emploi et la qualité des emplois figurent également dans ce
rapport. Comme principale conséquence liée à la numérisation, celle-ci a engendré une
augmentation des emplois dans les secteurs de haute technologie au détriment des
secteurs à faible technicité. Ainsi, sur le marché du travail, la demande de profils aux
qualifications élevées s'accroît. Une flexibilisation des conditions de travail a également
été constatée en raison de la numérisation. Le rapport révèle, comme opportunités
liées à la numérisation, l'accroissement de la productivité et de la flexibilité, ainsi
qu'une meilleure entrée sur le marché du travail notamment grâce à de nouveaux
modèles de travail. Toutefois, elle causerait également des risques au niveau de la
couverture sociale et de la qualité des emplois (perte). En réponse au postulat 15.3854,
le Conseil fédéral constate que le virage numérique n'a, à ce jour, pas engendré de coût
social et psychologique spécifique. Les effets de la numérisation sur le système des
assurances sociales n'ont pu être prouvés, mais il est possible qu'il y ait des
conséquences dans le futur. Toujours selon le rapport, le marché du travail suisse a su,
jusqu'à présent, s'adapter au phénomène de numérisation. A ce stade, outre
l'assurance de la souplesse du cadre législatif en droit des assurances sociales, il n'y a
pas lieu, pour le Conseil fédéral, de procéder à des modifications législatives majeures.
Par contre, selon lui, il est nécessaire que des mesures soient prises par la
Confédération pour renforcer la formation et développer la coordination entre la
politique du marché du travail et la sécurité sociale. Premièrement, il faut que les
filières de formation soient adaptées afin que soient offertes les compétences
demandées par le marché du travail. Deuxièmement, pour que les travailleurs restent
attractifs sur le marché du travail, l'apprentissage tout au long de la vie est jugé
nécessaire et s'acquière notamment par les formations continues. Le Conseil fédéral
souhaite donc renforcer le système des formations continues particulièrement pour les
travailleurs peu qualifiés et les travailleurs âgés. Outre les mesures relatives à la
formation, le Conseil fédéral charge le Département fédéral de l'intérieur (DFI) de lui
présenter un rapport analysant les perspectives offertes par une flexibilisation dans le
domaine du droit des assurances sociales avant 2019; cela, dans le but de prévenir et
d'éviter les risques de précarisation de l'emploi et d'un déplacement des charges sur la
collectivité et les finances fédérales. Finalement, afin de mieux évaluer les
développements induits par la numérisation, un monitorage est demandé au Secrétariat
d'Etat à l'économie (SECO), et l'Office fédéral de la statistique (OFS) a pour mission le
recensement des nouvelles formes de travail dès 2019. Ainsi, des données chiffrées
seront disponibles et apporteront des éclaircissements. 11

BERICHT
DATUM: 08.11.2017
DIANE PORCELLANA

L’initiative sur le personnel qualifié est passée dans les affaires ordinaires, suite à la
décision du Conseil fédéral. Les objectifs de rendre l’économie suisse moins tributaire
de la main-d’œuvre étrangère et de lutter contre la pénurie de main-d’œuvre qualifiée
ont été atteints, même si des mesures en matière d’exploitation du potentiel indigène
sont encore nécessaires. S’agissant des mesures qui seront maintenues, notamment la
consolidation et le développement de l’enseignement, elles continueront d’être sous la
responsabilité des départements et des unités administratives. Le SECO continuera de
sensibiliser et de prendre des décisions sur ce sujet. 12

ANDERES
DATUM: 27.06.2018
DIANE PORCELLANA

Le rapport final sur l'initiative visant à combattre la pénurie de personnel qualifié
révèle une meilleure exploitation du potentiel de la main-d’œuvre indigène. Toutefois,
la pénurie de personnel qualifié subsiste en raison de la numérisation, de la politique
d'immigration et de l'évolution démographique. L'encouragement à l'innovation,
l'amélioration de la conciliation entre vie professionnelle et familiale, la formation
continue et la création de bonnes conditions pour l'emploi seront poursuivis pour
atteindre les objectifs de l'initiative. 13

BERICHT
DATUM: 07.12.2018
DIANE PORCELLANA
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Am 8. März 2018 reichte Giovanni Merlini (fdp, TI) eine Motion ein, mit der er forderte,
die Verordnung über die schrittweise Einführung der Personenfreizügigkeit (VEP)
dahingehend zu ändern, dass die Nichteinhaltung des Meldeverfahrens durch
selbständige Schweizer Dienstleistungserbringende oder Schweizer Arbeitgebende
mit einer Verwaltungsstrafe und nicht mit einer Busse sanktioniert wird. Damit sollen
die Regelungen in der Verordnung (VEP) und dem Entsendegesetz vereinheitlicht
werden. Zum gegebenen Zeitpunkt erhielten ausländische Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber bei Nichteinhaltung der Meldepflicht Verwaltungssanktionen, während
schweizerischen Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bei demselben Fehler ein
Strafverfahren und Strafsanktionen drohe, kritisierte der Motionär. Diese erhebliche
Ungleichbehandlung solle nun korrigiert werden. 
In seiner Stellungnahme befürwortete der Bundesrat eine Vereinheitlichung prinzipiell,
lehnte aber den in der Motion vorgeschlagenen Weg ab. Dieser sei nicht umsetzbar, da
eine Änderung der VEP eine Änderung des Ausländergesetzes bedingen würde.
Stattdessen wollte der Bundesrat zusammen mit den zuständigen kantonalen Stellen
vorgängig das Interesse an einer entsprechenden Harmonisierung abklären. Folglich
beantragte er die Motion zur Ablehnung. Im Rahmen der Nationalratsdebatte in der
Frühjahrssession 2020 nahm der Nationalrat die Motion jedoch mit 117 Stimmen zu 68
Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Unterstützung erhielt die Motion von der Grünliberalen
Fraktion, der SVP-Fraktion, der FDP-Liberalen Fraktion und der Mitte-Fraktion.
Dagegen stimmten die Sozialdemokratische Fraktion und die Grünen. 14

MOTION
DATUM: 05.03.2020
GIADA GIANOLA

Die WAK-SR kommunizierte in ihrer Medienmitteilung vom 2. Juli 2021 die Sistierung
der Behandlung der Motion Merlini (fdp, TI) für Verwaltungssanktionen anstelle von
strafrechtlichen Sanktionen bei Missachtung des Meldeverfahrens. Da die Kommission
der Ansicht war, dass das Anliegen der Motion mit einem Postulat der SPK-NR zum
Instrument der Ordnungsbussen zusammenhängt, wollte sie den Bericht dazu abwarten,
der voraussichtlich vor Jahresende 2021 veröffentlicht wird. 15

MOTION
DATUM: 02.07.2021
GIADA GIANOLA

Mit einer Motion beabsichtigte Nationalrat Roger Golay (mcg, GE), den Bundesrat mit
der Einführung eines zweijährigen Moratoriums zur Begrenzung der Anzahl
Grenzgängerinnen und Grenzgänger zu verpflichten. Demnach müssten Arbeitgebende
zur Neubeschäftigung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern während zwei Jahren
eine Genehmigung einholen und nachweisen, dass sie in der Schweiz keine Person mit
den gleichwertigen Qualifikationen gefunden haben.
In seiner Stellungnahme vom November 2019 beantragte der Bundesrat die Ablehnung
der Motion, zumal eine solche Regelung und der damit verbundene Inländervorrang
mit dem FZA und dem EU-Recht inkompatibel seien. Zudem bestehe ja seit dem 1. Juli
2018 bereits die Meldepflicht offener Stellen für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber,
welche Stellensuchenden mit Wohnsitz in der Schweiz einen Zeitvorteil von fünf
Arbeitstagen verschaffe und mit dem FZA kompatibel sei. Bei Bedarf hätten die Kantone
zudem die Möglichkeit, dem Bundesrat zusätzliche Massnahmen vorzuschlagen. In der
Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2021 lehnte der Nationalrat die Motion, die
nach Ausscheiden des Motionärs aus dem Rat von Lorenzo Quadri (lega, TI)
übernommen worden war, mit 140 zu 51 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Unterstützung
erfuhr sie lediglich von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 16

MOTION
DATUM: 30.09.2021
GIADA GIANOLA

Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) wollte den Bundesrat mittels Motion beauftragen,
ein Moratorium für die Erteilung neuer Grenzgängerbewilligungen (Ausweis G)
einzuführen, das solange gilt, wie die Massnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie in Kraft sind. Damit sollten die negativen wirtschaftlichen Konsequenzen der
Pandemie auf den Arbeitsmarkt verringert werden. Dies soll den Arbeitgebenden zudem
aufzeigen, dass die Abhängigkeit des schweizerischen Arbeitsmarkts von ausländischen
Arbeitskräften verringert werden muss. In seiner Stellungnahme vom Juli 2020
beantragte der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da ein solches Moratorium mit dem
FZA inkompatibel sei. Er habe zudem verschiedene Massnahmen ergriffen, um die
Wirtschaft allgemein und den Arbeitsmarkt punktuell zu unterstützen. Überdies sei per
Juni 2020 die Stellenmeldepflicht wieder eingesetzt worden. Im Rahmen der
Frühlingsession 2022 zog der Motionär seinen Vorstoss zurück. 17

MOTION
DATUM: 02.03.2022
GIADA GIANOLA

01.01.65 - 01.01.24 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mittels einer Motion wollte Nationalrat Jean-Luc Addor (svp, VS) den Bundesrat
beauftragen, eine dringliche Sitzung des Gemischten Ausschusses zu verlangen, damit
dieser das Freizügigkeitsabkommen (FZA) aussetzt, solange die Schliessung der
Schweizer Grenzen zum Schutz der Arbeitnehmenden und zur Verhinderung der
Ausbreitung von Covid-19 nötig ist. In seiner Stellungnahme vom Juli 2020 beantragte
der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da eine Sistierung des Abkommens seiner
Meinung nach nicht nötig war – und folglich auch keine Sitzung des Gemischten
Ausschusses. Er habe verschiedene Massnahmen umgesetzt, um die Wirtschaft zu
unterstützen, betonte er. Im Rahmen der Frühjahrssession 2022 zog der Motionär
seinen Vorstoss ohne Begründung zurück. 18

MOTION
DATUM: 02.03.2022
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2021 reichte Ständerat Erich Ettlin (mitte, OW) eine Motion ein, die den
Bundesrat beauftragen wollte, die Stellenmeldepflicht wieder auf diejenigen
Berufsarten zu beschränken, die eine schweizweite Arbeitslosenquote über 8 Prozent
aufweisen. Nach der Senkung des Schwellenwertes im Jahr 2020 von 8 auf 5 Prozent sei
die Anzahl meldepflichtiger Berufe kontinuierlich gestiegen. Da die Meldepflicht aber
einen grossen administrativen Aufwand für die Unternehmen und Arbeitgebenden
bedeute, solle der entsprechende Schwellenwert wieder erhöht werden. Der Bundesrat
erläuterte, dass die Anzahl meldepflichtiger Berufe mit der Höhe der Arbeitslosigkeit
zusammenhänge und somit vor allem aufgrund der Covid-19-Pandemie angestiegen sei.
Zudem sei der administrative Aufwand für die Unternehmen durch verschiedene
Massnahmen reduziert worden. Bis Ende März 2024 werde das EJPD überdies eine
«Gesamtschau zur Umsetzung aller bereits ergriffenen Massnahmen zur Förderung des
inländischen Arbeitskräftepotenzials» erstellen. 
Im Rahmen der Frühlingssession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion.
Ständerat Damian Müller (fdp, LU) stellte nach Absprache mit Motionär Ettlin den Antrag
auf Zuweisung an die WAK-SR, damit diese die Motion vorprüfen kann. Gemäss Müller
sei eine genauere Auseinandersetzung mit der Forderung nötig, um die
Stellenmeldepflicht und die Erhebung der Arbeitslosenquote detailliert zu prüfen.
Stillschweigend hiess der Ständerat den Ordnungsantrag gut und wies die Motion der
Kommission zur Vorberatung zu. 19

MOTION
DATUM: 17.03.2022
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Sommersession 2022 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion
des ehemaligen Nationalrats Giovanni Merlini (fdp, TI), die den Bundesrat beauftragen
wollte, die Verordnung über die schrittweise Einführung der Personenfreizügigkeit (VEP)
dahingehend zu ändern, dass die Nichteinhaltung des Meldeverfahrens durch
selbständige Schweizer Dienstleistungserbringende oder Schweizer Arbeitgebende
mit einer Verwaltungsstrafe und nicht mit einer Busse sanktioniert wird.
Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) erklärte, dass die WAK-SR einstimmig
beantrage, die Motion abzulehnen. Der in der Motion vorgeschlagene Lösungsweg zur
Harmonisierung der Sanktionsverfahren über eine Verordnungsänderung sei nicht
gangbar, so die Kommission: Um das Anliegen der Motion umzusetzen, wäre eine
Anpassung des AIG nötig, was auch bereits der Bundesrat in seiner ablehnenden
Stellungnahme zur Motion betont hatte. Der Ständerat lehnte die Motion daraufhin
stillschweigend ab. 20

MOTION
DATUM: 24.03.2022
GIADA GIANOLA

Im Mai 2020 reichte Nationalrätin Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ein Postulat
ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, die «Auswirkungen neuer
Arbeitsformen auf die [Verkehrs-]Infrastrukturen zu untersuchen» und «die positiven
Auswirkungen dieser neuen Arbeitsformen auf die Gemeinschaft zu implementieren».
So habe der Corona-bedingte Lockdown die Mobilität stark verändert, diese
Veränderungen seien nun eine Möglichkeit, die Zunahme der Mobilität durch Telearbeit
zu bremsen. Entsprechend sollten die zur Umsetzung dieser neuen Arbeitsformen
nötigen Rahmenbedingungen geschaffen und die dafür nötige Infrastruktur optimiert
werden. Schliesslich forderte sie auch eine Untersuchung der Folgen für die
Gesellschaft. 
Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen und verwies stattdessen auf einen
«Monitoringbericht über die relevanten Entwicklungen im Kontext der Digitalisierung
des Arbeitsmarktes». Er befürworte zwar flexible Arbeitsformen, für welche Arbeiten
diese angebracht sind, müssten jedoch die Arbeitgebenden entscheiden. 
Im Rahmen der Sondersession im Mai 2022 beschäftigte sich der Nationalrat mit dem
Vorstoss. Postulantin Pasquier-Eichenberger betonte in der Debatte, dass es nicht nur
nötig sei, die Auswirkungen der digitalen Veränderungen auf den Arbeitsmarkt zu

POSTULAT
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA
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untersuchen, sondern auch diejenigen auf die Infrastruktur und die Mobilität.
Entsprechende Untersuchungen würden jedoch bereits in den Verkehrsperspektiven
2050 vorgenommen, erwiderte Bundesrat Guy Parmelin. Mit 93 zu 93 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) und Stichentscheid von Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) nahm der
Nationalrat die Motion an. Unterstützt wurde sie von der SP-, der Mitte- und der
Grünen-Fraktion. 21

Im Mai 2020 forderte Nationalrat Piero Marchesi (svp, TI) in einem Postulat die
Ausarbeitung einer Strategie, um die Abhängigkeit des schweizerischen Gesundheits-
und Sozialsektors von ausländischen Arbeitskräften zu beenden. Die Covid-19-
Pandemie habe diese «gefährlich[e], und auch nicht normal[e]» Abhängigkeit
aufgezeigt. Dem soll dadurch entgegengewirkt werden, dass das Interesse von
Jugendlichen an den entsprechenden Berufen gesteigert, die Arbeitsbedingungen
verbessert und Karrieremöglichkeiten geschaffen werden. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er nehme bereits entsprechende Massnahmen zur Attraktivitätssteigerung
der Berufe im Gesundheits- und Sozialbereich vor. 
In der Sondersession 2022 lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 102 zu 50 Stimmen
(bei 35 Enthaltungen) ab. Während die SVP-Fraktion für Annahme des Postulats
stimmte, enthielt sich die SP-Fraktion mehrheitlich der Stimme. Zuvor hatte Bundesrat
Guy Parmelin (svp VD) darauf verwiesen, dass der Bund mit der Umsetzung der
Pflegeinitiative weitere Massnahmen zur Steigerung der Attraktivität der
entsprechenden Berufe einführen werde. 22

POSTULAT
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Nachdem im August 2022 die WAK-SR die Verwaltung beauftragt hatte, verschiedene
Aspekte eingehend zu untersuchen und die Funktionsweise des derzeitigen Systems bis
zum Frühjahr 2023 darzustellen, beriet sie im April 2023 die Motion Ettlin (mitte, OW)
für eine Beschränkung der Stellenmeldepflicht auf diejenigen Berufsarten, die eine
schweizweite Arbeitslosenquote über 8 Prozent aufweisen. Sie beantragte mit 8 zu 1
Stimmen (bei 4 Enthaltungen), den Vorstoss abzulehnen.
Der Ständerat beschäftigte sich im Rahmen der Sommersession 2023 mit der Motion.
Kommissionssprecher Primin Bischof (mitte, SO) betonte in der Debatte, dass sich das
Instrument der Stellenmeldepflicht in vielen Kantonen bewährt habe. Das Instrument
sei relativ jung und man solle deshalb vorerst abwarten, wie sich die Arbeitslosenquote
und die Anzahl der von den RAV vermittelten Stellen entwickelten, bevor man den
Schwellenwert wieder erhöhe. Daraufhin zog Motionär Ettlin seine Motion zurück,
zumal das Anliegen in seinen Augen kaum Chancen auf Annahmen im Ständerat hätte.
Ettlin bat den Bundesrat, das Thema der Motion trotzdem weiterzuverfolgen. 23

MOTION
DATUM: 26.08.2022
GIADA GIANOLA

Im März 2021 reichte Nationalrat Olivier Feller (fdp, VD) eine Motion ein, mit der er den
Bundesrat beauftragen wollte, einen Gesetzentwurf zur Bildung von
Arbeitsbeschaffungsreserven seitens der Unternehmen zu erarbeiten. Konkret sollte
das 2015 aufgehobene Bundesgesetz über die Bildung steuerbegünstigter
Arbeitsbeschaffungsreserven (ABRG) wieder aktiviert und angepasst werden. Das Gesetz
sah vor, dass Unternehmen einen Teil ihrer Gewinne als Reserven auf ein Sperrkonto
legen und in einer schwierigen Lage für konjunkturbelebende Massnahmen einsetzen
konnten. Eine solche Massnahme hätte den Unternehmen in der Covid-19-Pandemie
geholfen, argumentierte Feller. 
In seiner Stellungnahme vom April 2021 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Ihr Anliegen sei bereits in einem Postulat Noser (fdp, ZH; Po. 20.3544)
enthalten, das vom Ständerat im September 2020 angenommen worden sei. Dennoch
nahm der Nationalrat die Motion in der Frühlingssession 2023 mit 70 zu 55 Stimmen
(bei 10 Enthaltungen) an. Abgelehnt wurde der Vorstoss von den Mitgliedern der SVP-
und der Mitte-Fraktion. In der Zwischenzeit habe der Bericht in Erfüllung des
Postulates Noser gezeigt, dass in diesem Bereich keine zusätzlichen gesetzlichen
Grundlagen nötig seien, hatte Bundesrat Guy Parmelin zuvor erfolglos erklärt. 24

MOTION
DATUM: 02.03.2023
GIADA GIANOLA
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Seit Jahren wird das Thema des Fachkräftemangels immer wieder in den Medien
diskutiert. Besondere Aufmerksamkeit erhielt es im Juni 2023 im Rahmen einer
Medienkonferenz, in welcher der Präsident des Arbeitgeberverbandes, Valentin Vogt,
aufzeigte, dass im Juni 2023 rund 130'000 Stellen unbesetzt waren. Bis ins Jahr 2040
würden etwa 431'000 Personen auf dem Arbeitsmarkt fehlen, ergänzte der Präsident
von Economiesuisse, Christoph Mäder. Gemäss NZZ fehlten vor allem Fachleute mit
einer Berufslehre. Schweizweit waren gemäss Medien vor allem Arbeitskräfte im IT-
Bereich, in der Pflege und in der Gastronomie gefragt, während in der Romandie
insbesondere die Bereiche der Uhrenindustrie, der Mikropräzision und von Medtech
Probleme mit Fachkräftemangel aufwiesen, wie die französischsprachigen Zeitungen
berichteten. Bereits im August 2023 hatte eine Studie der Beratungsfirma PWC
zusammen mit dem Smart Government Lab der Universität St. Gallen prognostiziert,
dass bis 2030 rund 130'000 Fachkräfte im öffentlichen Dienst, also in Bildung,
Sicherheit, Gesundheitswesen und in der öffentlichen Verwaltung fehlen werden. 

Als Grund für den Fachkräftemangel nannten die Medien die Pensionierung der
sogenannten «Babyboomer», also von Personen, die zwischen 1946 und 1964 geboren
wurden. Von Jahr zu Jahr gehen mehr Arbeitnehmende in den Ruhestand, als junge
Menschen auf den Arbeitsmarkt kommen. Gemäss Arbeitgeberverband führten die
nicht besetzten Stellen zu Wertschöpfungsverlusten von CHF 5 Mrd. pro Jahr. Zudem
habe der Fachkräftemangel Folgen für die Finanzierung der Altersvorsorge, da weniger
Personen im Erwerbsalter für die Renten der Pensionierten aufkommen müssen, so der
Arbeitgeberverband weiter. 
Vertreterinnen und Vertreter von Wirtschaftsverbänden schlugen gegenüber den
Medien verschiedene Lösungen für das Problem vor. So solle man es beispielsweise
älteren Menschen ermöglichen, auch über das Rentenalter hinaus auf dem Arbeitsmarkt
zu bleiben. Weiter soll allen in der Schweiz ausgebildeten Fachkräften die Möglichkeit
gegeben werden, in der Schweiz zu arbeiten. Zudem soll die Einwanderung
ausgebildeter Personen nicht gestoppt werden. Schliesslich sollten auch die
Arbeitsbedingungen so angepasst werden, dass Familie und Beruf besser vereinbar
wären, wodurch Frauen in höheren Pensen arbeiten könnten. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.06.2023
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Herbstsession 2023 beschäftigte sich der Ständerat mit der Motion
Feller (fdp, VD) zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven seitens der
Unternehmen. Gemäss Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW) habe die WAK-SR
die Motion einstimmig zur Ablehnung empfohlen, da sich das 2015 aufgehobene
Bundesgesetz über die Bildung steuerbegünstigter Arbeitsbeschaffungsreserven (ABRG)
nicht als wirkungsvolles Instrument erwiesen habe und deswegen nicht wieder
eingeführt werden solle. Den Unternehmen stünden andere Instrumente zur Verfügung,
um ihre Resilienz zu stärken, zum Beispiel die Kurzarbeit oder die freiwillige
Reservebildung. Der Ständerat lehnte die Motion stillschweigend ab. 26

MOTION
DATUM: 18.09.2023
GIADA GIANOLA

Im September 2022 reichte Mustafa Atici (sp, BS) eine Motion ein, mit der er verlangte,
dass zukünftig auch Personen aus Drittstaaten, die eine höhere Berufsbildung in der
Schweiz abgeschlossen haben, in der Schweiz bleiben dürfen, um zu arbeiten. Aktuell
durften nur Drittstaatenangehörige mit Schweizer Hochschulabschluss erleichtert
zugelassen werden, wenn ihre Erwerbstätigkeit von hohem wissenschaftlichem oder
wirtschaftlichem Interesse ist, nicht aber Personen mit höherer Berufsbildung. Diese
Ungleichbehandlung sei «stossend», so Atici in der Begründung für seinen Vorstoss. 
In seiner Stellungnahme vom November 2022 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen, da er bereits im Rahmen des Postulates Nantermod (fdp, VS; Po. 19.3651)
verschiedene Massnahmen ergriffen habe, um den Arbeitsmarktzugang für Arbeitskräfte
aus Drittstaaten zu erleichtern. 
Der Nationalrat nahm die Motion in der Herbstsession 2023 dennoch mit 136 zu 53
Stimmen an; einzig die SVP-Fraktion votierte dagegen. Zuvor hatte Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) erfolglos betont, dass eine weitere Ausnahme bei
den Höchstzahlen mit der Regelung zur Masseneinwanderungsinitiative in der
Bundesverfassung kollidieren würde. 27
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DATUM: 25.09.2023
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Im April 2023 reichte Marco Romano (mitte, TI) eine Motion ein, mit der er den
Bundesrat und die FINMA beauftragen wollte, alles zu unternehmen, damit die WEKO
ein Prüfverfahren nach Artikel 33 des KG zum Zusammenschluss der zwei grossen
Banken Credit Suisse und UBS einleitet. Ziel sei es, Massnahmen zum Schutz der
Arbeitsplätze von UBS- und ehemaligen CS-Mitarbeitenden zu prüfen und nach
Möglichkeit festzulegen.
In seiner Stellungnahme vom Mai 2023 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Aus kartellrechtlicher Sicht gehöre der Schutz der Arbeitnehmenden nicht
zu den Prüfkriterien nach KG. Auch würden Verhandlungen zwischen Arbeitgebenden
und Arbeitnehmenden nicht unter das Kartellrecht fallen. Der Bundesrat versicherte,
dass er im Dialog mit den Sozialpartnern stehe, um sozialverträgliche Lösungen zu
finden.
Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil der
Motionär aus dem Nationalrat ausgeschieden war. Romano war bei den
eidgenössischen Wahlen vom Oktober 2023 nicht mehr angetreten und niemand
übernahm das Anliegen. 28

MOTION
DATUM: 07.12.2023
GIADA GIANOLA

Ende September 2023 reichte Mustafa Atici (sp, BS) ein Postulat ein, mit dem er einen
Bericht über mögliche Massnahmen zur Milderung des Fachkräftemangels in den
nächsten beiden Jahrzehnten verlangte. Den Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung
des BFS zufolge könne der Arbeitskräftemangel durch die Migration von Personen aus
anderen Ländern ausgeglichen werden, so der Motionär. Da aber auch die EU- und
EFTA-Länder von einem Arbeitskräftemangel betroffen seien, müssten verstärkte
«Rekrutierungsschwierigkeiten» aus diesen Ländern in Betracht gezogen und die
Auswirkungen einer Ausbildungsoffensive abgeschätzt und gegebenenfalls eine
Erhöhung der Drittstaatenmigration ins Auge gefasst werden. Zu einer Abschätzung des
zukünftigen Fachkräftemangels müsse nicht zuletzt auch die demografische Alterung
der Schweizer Bevölkerung und diejenige in den wichtigsten Herkunftsländern sowie
der Wandel des inländischen Arbeitsmarktes berücksichtigt werden. 
In seiner Stellungnahme vom November 2023 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen, da die verlangten Anliegen bereits anderweitig berücksichtigt würden. Wie
bereits in seiner Antwort auf das Postulat Müller (mitte, LU) (Po. 23.3380) angedeutet,
sei der Bundesrat bereit, die Ursachen und Auswirkungen des Fachkräftemangels auf
die Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz in einem Bericht näher zu untersuchen.
Zudem überprüfe der Bundesrat in Beantwortung des Postulats Nantermod (fdp, VS)
(Po. 19.3651) bereits das System der Arbeitsmarktzulassung von Drittstaatsangehörigen.
Ferner solle auch die Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG) (Mo.17.3067) diesbezüglich
weitere Erleichterungen bringen.

Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil Atici bei
den Eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 nicht wiedergewählt worden war und
niemand das Anliegen übernahm. 29

POSTULAT
DATUM: 07.12.2023
GIADA GIANOLA

Löhne

Selon les résultats de la statistique trimestrielle publiée par l'OFIAMT, les salaires
nominaux ont progressé de 2.7 pourcent en moyenne entre les derniers trimestres de
1983 et 1984. Durant la période considérée, le taux de renchérissement s'est élevé à
trois pourcent. En termes réels, les revenus réels ont donc diminué de 0.3 pourcent. A
la différence des deux années précédentes, la stabilisation du rythme de l'inflation et
l'amélioration de la conjoncture ont quelque peu détendu le climat des négociations
salariales. Dans l'évolution des salaires, on constate toutefois de fortes disparités entre
les différents secteurs de production. En effet, au niveau des entreprises, la formation
des salaires tend progressivement à se dissocier de la référence à l'indice des prix à la
consommation dont la crédibilité reste contestée. La performance et les perspectives
de développement spécifiques de chaque branche constituent dès lors des critères de
plus en plus décisifs pour l'octroi ou le refus de concessions salariales. Cette
orientation, perceptible depuis 1982, manifeste la volonté des employeurs de ménager
à la politique des salaires une plus grande marge de manoeuvre. Ce retour à une
fixation «individualisée» des salaires est interprétée par la gauche comme une nouvelle
variante de l'offensive patronale à l'égard du principe de la compensation intégrale du
renchérissement. Outre ses répercussions négatives sur le niveau de la demande et de
la consommation, donc sur la conjoncture, cette pratique ne pourrait à leurs yeux que
menacer les bases même de la politique conventionnelle. Au sujet des critiques
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réitérées à l'endroit des statistiques de l'OFIAMT portant sur la répartition des
dépenses des salariés suisses cf. Konjunkturpolitik. Une statistique publiée par l'Union
de banque suisse indique que la main-d'oeuvre suisse est devenue pour la première
fois, en 1984, la plus chère d'Europe.

Cette confrontation plus que théorique entre partisans et adversaires de l'indexation
automatique et rétroactive des salaires s'est également manifesté aux Chambres, lors
de l'examen du message concernant la modification du régime des allocations de
renchérissement en faveur des fonctionnaires fédéraux (MCF 83.076). Afin d'établir une
certaine parité des rétributions entre les secteurs public et privé et de soulager le
ménage financier de l'Etat, le gouvernement préconisait de substituer à l'indexation
semestrielle, accordée jusqu'ici, une adaptation annuelle unique. Invité à statuer en
première instance, le Conseil des Etats a cautionné ce principe. Il a toutefois durci le
projet en refusant de concéder aux autorités fédérales la compétence de verser une
allocation de rattrapage, susceptible d'assurer la compensation intégrale du
renchérissement en cas de forte inflation. Lesformations de la gauche, avocats des
revendications du personnel fédéral, et la droite économique, à des fins
diamétralement opposées ont tenté en vain de s'entreposer. Pour les premiers, le
renforcement de la capacité concurrentielle de l'Etat à l'égard de l'économie privée sur
le marché du travail ainsi que le maintien du pouvoir d'achat et de la paix du travail,
jugés indispensables pour lutter contre le chômage, justifiaient pleinement la
prorogation du régime en vigueur. En revanche, pour les radicaux notamment,
reprenant à leur compte ces critères explicatifs, la situation privilégiée du personnel de
la Confédération devait être corrigée. Dans ce sens, ils ont proposé que le Conseil
fédéral puisse fixer l'allocation annuelle de renchérissement au-dessous du niveau du
coût de la vie, si l'état de la conjoncture l'exige. Au Conseil national, une coalition,
réunissant une majorité de la gauche et des démocrates-chrétiens, est néanmoins
parvenue à mettre en échec les défenseurs des milieux économiques. Acceptée par 97
voix contre 94, une clause de compromis du conseiller Darbellay (pdc, VS) a renversé le
rapport de force. Elle prévoit le versement d'une deuxième allocation annuelle lorsque
l'inflation excède les trois pourcent durant le premier semestre de l'année. Le Conseil
des Etats a dans un deuxième temps maintenu sa position de principe et la chambre du
peuple a infirmé sa décision initiale pour adopter la formule gouvernementale à
laquelle les Etats se sont finalement ralliés. 30

Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une initiative parlementaire visant la
publicité des salaires des employées et employés d’entreprises privées pour faciliter la
mise en œuvre de l'égalité salariale entre hommes et femmes. Elle demande une
adaptation du cadre légal, notamment du code des obligations. Bien que le Conseil
fédéral reconnaisse la pertinence de la mesure (Mo. 17.3613), il refuse d'imposer une
obligation générale de transparence en la matière. Cela porterait atteinte à la liberté
économique et contractuelle. Avec son projet de révision de la loi sur l'égalité, il
souhaite tendre vers l'égalité salariale. Dans le cadre de l’examen préalable, la CSEC-CN
décide de ne pas y donner suite par 18 voix contre 7. La majorité des membres de la
commission s’oppose à l’idée de prévoir légalement une publication générale des
salaires. Une minorité souhaite au contraire y donner suite. L’initiative parlementaire
passera devant le Conseil national. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national a suivi l'avis de sa commission, par 124 voix contre 55 et 2
abstentions. Ainsi, il n'approuve pas l'idée de la publicité des salaires des employées et
employés d’entreprises privées. L'initiative parlementaire est donc liquidée. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2018
DIANE PORCELLANA

Depuis le 6 juillet 2020, les personnes ayant séjourné sur un territoire à risque élevé
d'infection – figurant sur la liste coordonnée par l'OFSP – ont l'obligation de se mettre
en quarantaine durant dix jours (art.2 Ordonnance Covid-19 mesures dans le domaine
du transport international de voyageurs). L'ordonnance fédérale indique seulement,
d'après l'art.2, al. 2 bis de l'Ordonnance sur les pertes de gain Covid-19, que cette
quarantaine «ne donne pas droit à l’allocation». Ainsi, d'après l'Union patronale suisse
(UPS), si des employé.e.s se retrouvent en quarantaine – après s'être rendus
«sciemment dans un pays à risque d'infection» – alors les employeurs.euses ne
seraient pas tenus de verser leur salaire. Toutefois, si l'employé.e y a été envoyé par
son employeur.euse ou s'il est en mesure de travailler en télétravail, alors le salaire doit
être versé. En cas d'absence dans le contrat de travail d'une obligation pour
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l'employeur.euse de continuer à verser le salaire, c'est au tribunal de trancher en cas
de litige entre les parties concernées. Début août, pour éviter que les quarantaines
soient éludées par les employé.e.s, le vice-directeur de l'Office fédéral de la justice
(OFJ) a alors demandé que le salaire soit versé, en attendant que les tribunaux règlent la
question. 33

Die SP-Fraktion forderte inmitten der Covid-19-Pandemie mit einer Motion, dass alle
als systemrelevant eingestuften Arbeitskräfte, das heisst Pflegefachpersonal,
Detailhandelsangestellte, Kita-Mitarbeitende sowie Reinigungs- und
Sicherheitspersonal, CHF 5'000 als Prämie ausbezahlt bekommen. Sie alle hätten
während der Pandemie «an der Front» gearbeitet und dabei «wichtige Arbeit für die
Gesellschaft» geleistet, was entsprechend entlohnt werden solle. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Die Bezeichnung von systemrelevanten Berufsarten sei problematisch, weil
eine offizielle Definition fehle. Es wäre daher schwierig festzulegen, welche Fachkräfte
diesen Bonus erhalten sollten und welche nicht. Stattdessen verwies der Bundesrat auf
die finanzielle Hilfe zur Bewältigung der Folgen der Pandemie für Selbständige und
Arbeitnehmende. 
In der Sondersession im Mai 2022 lehnte der Nationalrat die Motion mit 123 zu 66
Stimmen ab. In der Debatte betonte Bundesrat Guy Parmelin(svp, VD), dass die
Arbeitgebenden besser in der Lage seien, diejenigen Arbeitnehmenden zu
identifizieren, die entsprechend belohnt werden sollen. 34

MOTION
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Aufgrund der steigenden Inflation und der damit verbundenen Senkung der Kaufkraft,
getrieben unter anderem von hohen Energiepreisen und dem Anstieg der
Krankenkassenprämien, forderten verschiedene Gewerkschaften im Juni 2022 eine
generelle Lohnerhöhung. Konkret forderten der Kaufmännische Verband Schweiz,
Angestellte Schweiz und die Unia einen Lohnanstieg für das Jahr 2023 von bis zu 4
Prozent, der Schweizerische Gewerkschaftsbund gar zwischen 4 und 5 Prozent.
Gegenüber den Medien begründeten sie ihre Forderungen durch die gute Ausgangslage
der Arbeitnehmenden aufgrund des herrschenden Fachkräftemangels. 
Neben diesen allgemeinen Forderungen verlangten auch die Bauarbeitenden höhere
Löhne sowie bessere Arbeitsbedingungen, zumal Ende 2022 der Landesmantelvertrag
(LMV) für den Bau auslief und somit neu verhandelt werden musste. Dazu trafen sich
Ende Juni 2022 Bauarbeitende aus der ganzen Schweiz in Zürich zu einer
Demonstration.

Erneut laut wurden die Forderungen nach einer allgemeinen Lohnerhöhung im
September 2022 im Zusammenhang mit der «Krise der Lebenskosten», die auch im
Parlament einige Aufmerksamkeit erhielt. Gegenüber den Medien betonte etwa SGB-
Präsident und Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD), dass die Lohnforderungen der
Gewerkschaften in Anbetracht dessen, was man von den Bürgerinnen und Bürgern mit
den Elektrizitätssparmassnahmen verlange, «bescheiden» sei. Der Bundesrat hatte
zuvor die Unternehmen und die Bevölkerung zum Energiesparen aufgefordert.
Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt erachtete eine allgemeine Lohnerhöhung hingegen
als «unrealistisch». Dennoch konnte er sich einen Lohnanstieg in denjenigen Branchen
vorstellen, in denen ein grosser Fachkräftemangel herrschte, etwa in der Gastronomie
oder in der Informatik. Die NZZ rechnete gar mit Reallohneinbussen in den meisten
Branchen, wie es auch in anderen Jahren mit Inflation zu beobachten gewesen sei.
Jedoch sei der Lohnanstieg mittel- bis langfristig grösser als der Preisanstieg. Michael
Siegenthaler, Experte der Konjunkturforschungsstelle der ETHZ, erachtete jedoch eine
Lohnerhöhung für die Unternehmen als zumutbar, zumal viele Unternehmen in der
ersten Hälfte 2022 ihre Gewinne und Umsätze hätten steigern können.

Im November 2022 präzisierten verschiedene Gewerkschaften ihre Forderungen und
verlangten unter anderem einen monatlichen Lohn von mindestens CHF 4'500 bis CHF
5'000. Maillard, interviewt in La Liberté, präzisierte, dass die Absicht nicht war,
schweizweit Mindestlöhne einzuführen, sondern die Forderung in den GAV zu
verankern. Diese Forderung führte zu einer Diskussion in der Presse zum Thema
Lohnschutz und Mindestlohn. So kritisierte etwa Avenir Suisse im Tages-Anzeiger den
Lohnschutz, zumal dieser dem Arbeitsmarkt schade, indem er mehr administrative
Hürden schaffe und so die Arbeitsmarktpartizipation senke. 35
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Im März 2021 reichte Nationalrätin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) ein Postulat ein,
mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, eine Vorgehensweise für eine
regelmässige Evaluation der Methodik der Lohnstrukturerhebung (LSE) mit Fokus auf
Geschlechterunterschiede zu definieren. Eine regelmässige Evaluation der
Lohnstrukturerhebung sei nötig, weil die letzte Evaluation aus dem Jahr 2014 stamme,
gesellschaftliche Veränderungen auch die nötigen Kriterien verändern könnten und die
Lohndifferenz zugenommen habe. 
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom Mai 2021, das Postulat
abzulehnen. Die LSE entspreche internationalen Standards, werde bereits vom BFS auf
seine Qualität geprüft und sei – neben laufenden Projekten – zum Beispiel auch im
Postulat Noser (fdp, ZH; Po. 14.3388) evaluiert worden. 
Im Rahmen der Frühjahrssession 2023 lehnte der Nationalrat das Postulat mit 104 zu 78
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab. Damit war das Geschäft erledigt. 36

POSTULAT
DATUM: 01.03.2023
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2022 verlangte Min Li Marti (sp, ZH) in einer Motion, dass zukünftig bei
allen Stellenausschreibungen der Bundesverwaltung oder der bundesnahen Betriebe
der zu erwartende Lohn angegeben werden muss. Die Lohntransparenz sei wichtig, um
die Lohndiskriminierung zu bekämpfen, zudem könne der Bund auf diese Weise eine
Vorbildfunktion einnehmen. Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da eine
Nennung des Ziellohns im Stelleninserat zu Missverständnissen bei den Bewerbenden
führen könne, weil der Ziellohn das mögliche Gehalt darstellt, das nach mehreren
Jahren erreicht werden kann. Zudem habe der Bundesrat das EPA bereits beauftragt,
das Lohnsystem zu optimieren sowie zu prüfen, ob weitere Informationen bezüglich der
Löhne zur Verfügung gestellt werden sollen. In der Herbstsession 2023 im Nationalrat
betonte Bundesrätin Keller-Sutter (fdp, SG) zudem, dass die Lohntabellen des Bundes
öffentlich zugänglich seien. Ratsmitglieder befürchteten zudem, dass die Publikation
der Löhne bei den Stellenausschreibungen durch den Bund die Privatwirtschaft unter
Druck setzen würde. Schliesslich lehnte der Nationalrat den Vorstoss mit 106 zu 82
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ab. Unterstützt wurde dieser nur von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktion. 37

MOTION
DATUM: 19.09.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitszeit

Gemäss den neuesten Ergebnissen des BFS nahm im Jahrzehnt 1990-2000 die
wöchentliche Normalarbeitszeit der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmenden um
durchschnittlich 29 Minuten von 42,2 auf 41,8 Stunden ab. Die schrittweise Reduktion
erfasste sämtliche Wirtschaftsbranchen. Am deutlichsten sank sie im Bausektor (-80
Min.) und im Gastgewerbe (-72 Min.), am wenigsten in der öffentlichen Verwaltung (-6
Min.) sowie im Gesundheits- und Sozialwesen (-12 Min.). Überdurchschnittlich blieb die
Arbeitszeit in den Kantonen Graubünden und Wallis, was auf die grosse Bedeutung des
Gastgewerbes zurückzuführen ist. 2000 wurden insgesamt 164 Mio Überstunden
geleistet, was rein rechnerisch rund 83'000 Vollzeitstellen entspricht. Die Rangliste
führte mit 77 jährlichen Überstunden das Kredit- und Versicherungsgewerbe an, gefolgt
von der Branche Immobilien und Informatik (51 Std.) und dem Unterrichtswesen (48
Std.). 38
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Bundesrat Leuenberger mahnte die Bevölkerung, vermehrt zuhause zu arbeiten.
Blieben Arbeitnehmer vermehrt zuhause und würden ihre Arbeit von dort aus erledigen,
würde dies nicht nur den Strassenverkehr flüssiger machen und die Bahn in
Spitzenzeiten entlasten sondern auch jährlich 67'000 Tonnen CO2 einsparen. 39
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Toutefois, afin de sauvegarder leur compétitivité face à l’appréciation du franc suisse,
plusieurs entreprises exportatrices (entre autres Lonza, Bucher, Franke, Arbonia
Forster, Dätwlyer, Alu Menziken et Bühler) ont demandé à leurs employés d’allonger le
temps de travail. Ces mesures se sont réalisées au cas par cas par des accords internes
sur la base du partenariat social. En contrepartie de l’allongement du temps de travail,
ces entreprises se sont engagées à ne pas recourir à des licenciements.
. 40
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Im März 2021 reichte Fabien Fivaz (gp, NE) eine parlamentarische Initiative ein, mit der
er den Bundesrat beauftragen wollte, die Möglichkeit für Arbeitnehmende von KMU,
ihren Anstellungsgrad nach Geburt oder Adoption eines Kindes zu reduzieren, im
Gesetz zu verankern. Diese Massnahme sollte zu einer besseren Vereinbarkeit von
Familie und Beruf beitragen, insbesondere für Väter, denen eine Reduktion des
Beschäftigungsgrades immer noch häufig verweigert werde. Im Mai 2022 beantragte die
RK-NR mit 14 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine Folge zu geben. Die
Kommissionsmehrheit fand die parlamentarische Initiative «zu abstrakt formuliert» und
wollte den Arbeitgebenden die Entscheidung überlassen, den Arbeitnehmenden eine
Pensumreduktion zu ermöglichen. Zudem sei im Initiativtext nicht festgelegt, wie die
Beschäftigung von Arbeitnehmenden geregelt werden soll, die als Ausgleich für die
Reduktion des Beschäftigungsgrads der Neueltern angestellt werden.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Wintersession 2022 mit der Initiative. Trotz des
Hinweises in der Debatte, dass die genaue Ausgestaltung einer solchen Regelung nach
Annahme der Initiative noch diskutiert werden könne, gab die grosse Kammer der
parlamentarischen Initiative Fivaz mit 116 zu 77 Stimmen keine Folge. Einzig die SP- und
die Grünen-Fraktion unterstützen den Vorstoss. Mit dem negativen Entscheid des
Nationalrates war das Geschäft erledigt. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
GIADA GIANOLA

Im Juni 2022 verlangte Baptiste Hurni (sp, NE) in einer parlamentarischen Initiative,
dass Arbeitnehmende zukünftig mindestens fünf Ferienwochen pro Jahr und junge
Arbeitnehmende bis zum vollendeten 20. Altersjahr mindestens sechs Ferienwochen
jährlich erhalten. Dies sollte mit einer Änderung des OR erreicht werden. Hurni
begründete seinen Vorstoss damit, dass die Veränderungen in der Arbeitswelt, wie etwa
erhöhte Flexibilität, mehr Überstunden und eine stärkere Vermischung von Privat- und
Berufsleben, mehr Zeit zur Erholung nötig machten. 
Die RK-NR beantragte im Februar 2023 mit 16 zu 8 Stimmen, der Initiative keine Folge
zu geben. In der nationalrätlichen Debatte in der Frühjahrssession 2023 betonte
Alexandre Berthoud (fdp, GE) für die Kommission, dass die Schweizer Bevölkerung
bereits im Jahr 2012 die Volksinitiative für die Einführung von sechs Ferienwochen
abgelehnt habe. Zudem dürften die Arbeitgebenden schon jetzt mehr als vier
Ferienwochen anbieten. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und entschied mit
121 zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu
geben. Einzig die SP- und die Grüne-Fraktion hatten die Initiative unterstützt, welche
mit diesem Entscheid erledigt war. 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
GIADA GIANOLA

Im Mai 2021 reichte Sarah Wyss (sp, BS) eine Motion ein, mit der sie für Lernende bis
zum 20. Altersjahr sechs Ferienwochen forderte. Gleichzeitig sei
Unterstützungsmassnahmen vorzuschlagen, die den Unternehmen bei der Umsetzung
der Massnahme helfen könnten. Eine zusätzliche Ferienwoche gebe den Lernenden
zusätzliche Zeit zum Lernen und/oder für die Freizeit, was die Work-Life-Balance
genauso verbessere wie die Attraktivität der Lehre.
Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom August 2021, die Motion
abzulehnen. Die Pflicht, sechs Ferienwochen einzuführen, würde das Kosten-Nutzen-
Verhältnis einer Lehre für die Unternehmen verschlechtern und könnte sich auch auf
den Lehrlingslohn auswirken. Weiter wäre eine staatliche finanzielle Unterstützung
schwer umsetzbar. 
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sondersession im Mai 2023 mit der Motion. In
der Debatte ergänzte Motionärin Wyss, dass eine solche Massnahme zur Verringerung
des aktuellen Fachkräftemangels beitragen könnte, da mehr Lernende für Berufsarten,
in denen ein Fachkräftemangel herrscht, rekrutiert werden könnten. Der Nationalrat
lehnte den Vorstoss mit 104 zu 79 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) ab, wobei die
Mitglieder der SP-, der Grünen- und der Grünliberalen-Fraktion das Anliegen
unterstützten. 43

MOTION
DATUM: 04.05.2023
GIADA GIANOLA

Im Dezember 2021 reichten Tamara Funiciello (sp, BE) und Stefania Prezioso Batou
(egsols, GE) zwei gleichlautende Motionen ein, mit denen sie den Bundesrat
beauftragen wollten, die Arbeitszeit innert 10 Jahren auf maximal 35 Stunden pro
Woche bei vollem Lohnausgleich für tiefe und mittlere Löhne zu senken. Eine
reduzierte Erwerbszeit würde einen besseren Ausgleich zwischen Erwerbstätigkeit,
Care- und Haushaltsarbeit sowie mehr Gleichstellung ermöglichen, da Männer, die
bisher häufiger in Vollzeit-Pensen arbeiteten, mehr Zeit für die Care-Arbeit hätten, und
Frauen, die häufiger über Teilzeitbeschäftigungen verfügten, ihr Pensum erhöhen

MOTION
DATUM: 13.09.2023
GIADA GIANOLA
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könnten, ohne wie bisher 41 Stunden pro Woche zu arbeiten. Der Bundesrat beantragte
die Motion zur Ablehnung, da die Sozialpartner, welche die GAV erarbeiteten, besser in
der Lage seien, Entscheidungen über die Arbeitszeit zu treffen als die Regierung. Eine
allgemeine, verbindliche Regelung erachtete der Bundesrat als unnötig.
In der Herbstsession 2023 lehnte der Nationalrat die beiden Vorstössen mit 123 zu 65
Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Nur die SP- und die Grüne-Fraktion sprachen sich für
Annahme aus. Zuvor hatte Bundesrat Parmelin darauf hingewiesen, dass die beiden
Motionen deutlich strenger seien als eine Motion Funiciello (Mo. 23.3248) mit ähnlicher
Stossrichtung, welche aber die grosse Kammer bereits in der Sommersession 2023
abgelehnt hatte. 44

Im März 2023 erklärte Lorenzo Quadri (lega, TI), dass das italienische Parlament in Kürze
über die Schaffung eines Abkommens mit der Schweiz diskutieren werde, gemäss dem
Grenzgängerinnen und Grenzgänger aus Italien bis zu einem Pensum vom 40 Prozent
im Homeoffice arbeiten dürfen. Quadri verlangte in seiner Motion, dass die Schweiz
keine entsprechende Einigung abschliessen solle. Entsprechende Stellen sollten lokalen
Mitarbeitenden zur Verfügung stehen; es brauche keine weiteren Verbesserungen der
Arbeitsbedingungen für Grenzgängerinnen und Grenzgänger. Letztere würden im
Dienstleistungssektor bereits häufig lokal ansässige Personen ersetzen, was negative
Auswirkungen auf den lokalen Arbeitsmarkt habe. Die Tessiner Kantonsregierung, die
Tessiner Deputation in den eidgenössischen Räten, die Arbeitsgemeinschaft Regio
Insubrica (bestehend aus dem Kanton Tessin und den Regionen Lombardei und
Piemont) sowie ein Verbund aus Tessiner Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften
verlangten hingegen in einem Schreiben an das EFD, dass in diesem Bereich eine neue
Verständigungsvereinbarung abgeschlossen werde. Der Bundesrat beantragte, die
Motion abzulehnen, da der Abschluss solcher Verständigungsvereinbarungen möglich
bleiben soll, vor allem wenn die zuständigen Behörden dies als notwendig erachten. In
der Herbstsession 2023 zog der Motionär seinen Vorstoss zurück, um die Entwicklung
der Situation abzuwarten. 45

MOTION
DATUM: 19.09.2023
GIADA GIANOLA

Nachdem die Motionen Funiciello (sp, BE) und Prezioso Batou (egsols, GE; Mo. 21.4642,
Mo. 21.4644) mit demselben Anliegen seit ihrer Einreichung 2021 noch nicht behandelt
worden waren, reichten Mathilde Crevoisier Crelier (sp, JU) und Tamara Funiciello (sp,
BE) Mitte März 2023 erneut gleichlautende Motionen ein, mit denen sie eine
mittelfristige Senkung der Arbeitszeit auf 35 Stunden oder eine 4-Tage-Woche
forderten. Die reduzierte Arbeitszeit soll einen besseren Ausgleich zwischen
Erwerbstätigkeit, Care- und Haushaltsarbeit sowie mehr Gleichstellung ermöglichen
und den CO2-Ausstoss reduzieren, argumentierten die Motionärinnen. 
Im Unterschied zu den bereits 2021 eingereichten mit demselben Anliegen seien die
beiden neuen Motionen «etwas offener formuliert», erklärte der Bundesrat – so
verzichteten die Motionärinnen neu auf eine Umsetzungsfrist von zehn Jahren.
Trotzdem beantragte der Bundesrat in seiner Stellungnahme, die Motion abzulehnen,
da eine Reduktion der Arbeitszeit die Flexibilität des Arbeitsangebots verringern
würde.
Im Rahmen der ausserordentlichen Session zur Gleichstellung in der Sommersession
2023 lehnten beide Räte je eine Motion ab. Der Ständerat sprach sich mit 33 zu 6
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen die Motion Crevoisier Crelier aus, der Nationalrat
mit 119 zu 65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen die Motion Funiciello. Einzig die SP- und
die Grüne-Fraktion unterstützten den Vorstoss im Nationalrat. 46

MOTION
DATUM: 19.09.2023
GIADA GIANOLA

Im März 2022 forderte Samira Marti (sp, BL) in einem Postulat einen Bericht zu den
Möglichkeiten, Betreuungsverhältnisse in privaten Haushalten dem Arbeitsgesetz zu
unterstellen. Sie erklärte, dass laut einem Bundesgerichtsurteil vom Dezember 2021
durch eine Verleihagentur erfolgte Betreuungsverhältnisse dem ArG unterstellt seien,
nicht aber alle anderen Betreuungsverhältnisse in privaten Haushalten. Dies sei so
Marti, eine Ungleichbehandlung von Betreuungspersonen, die über Verleihagenturen
eingestellt werden, und ohne Vermittlung durch Drittparteien eingestellte
Hausangestellte, für die damit etwa Arbeits- und Ruhezeitbestimmungen nicht
verpflichtend seien. 
Der Bundesrat beantragte, das Postulat abzulehnen. Denn trotz dieser fehlenden
Unterstellung der Betreuungsverhältnisse in privaten Haushaltungen unter das ArG
müssten die Kantone die Arbeits- und Ruhezeit sowie die Arbeitsbedingungen der
Arbeitnehmenden in Privathaushalten mittels NAV regeln. Zudem habe man im Rahmen

POSTULAT
DATUM: 20.09.2023
GIADA GIANOLA
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der Beantwortung eines Postulats Schmid-Federer (Po. 12.3266) entschieden, die
Verantwortung bei der Regulierung der 24-Stunden-Betreuungsarbeit in
Privathaushalten den Kantonen zu überlassen. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2023 mit 101 zu 87 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) gegen den Willen der SVP-Fraktion sowie einer Mehrheit der FDP-
und der Mitte-Fraktionen an. Zuvor hatte Bundesrat Parmelin (svp, VD) erklärt, dass das
SECO daran sei, die Arbeitsbedingungen von über Verleihagenturen angestellten
Betreuungspersonen zu kontrollieren. 47

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Bei der SBB wurde der erste GAV für die neu nach OR angestellten Mitarbeitenden
abgeschlossen. Er tritt am 1.1.2001 für drei Jahre in Kraft. Der GAV garantiert den
Arbeitnehmenden, dass während seiner Dauer kein Arbeitsplatzabbau aus strukturellen
Gründen erfolgen wird; er führt die 39-Stunden-Woche und eine
Leistungslohnkomponente ein. Die gewerkschaftlich organisierten Angestellten
stimmten dem GAV mit rund 94% deutlich zu. 48

ANDERES
DATUM: 17.06.2000
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Einstimmig gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Jutzet (sp, FR) Folge,
welche ein Anrecht der Arbeitnehmenden auf einen 13. Monatslohn im Konkursfall
umfassend schützt. Das geltende SchKG erfasst lediglich die Forderung auf sechs von
möglichen 12 Anteilen. 49

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.03.2002
MARIANNE BENTELI

Personen, die Temporärarbeit leisten, riskieren, beim Aufbau der Alterssicherung in
der beruflichen Vorsorge durch die Maschen zu fallen. Werden Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen für ein Beschäftigungsverhältnis von unter drei Monaten eingestellt,
so können sie von der beruflichen Vorsorge ausgeschlossen zu werden, auch wenn sie
regelmässig wiederbeschäftigt werden. Dieser Umstand bewog Robbiani (cvp, TI) den
Bundesrat mit einem Postulat zu ersuchen, in einem Bericht detailliert aufzuzeigen,
welche Auswirkungen die gegenwärtige Zunahme der Temporärarbeit und der
atypischen Arbeitsformen überhaupt auf die berufliche Vorsorge hat. Obgleich der
Bundesrat darauf hinwies, dass ein entsprechender Bericht (primär bezogen auf die
Kulturschaffenden) bereits in Arbeit sei, beantragte er dennoch Annahme des
Postulates, worauf dieses vom Nationalrat diskussionslos überwiesen wurde. 50

POSTULAT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

In der Sondersession vom Mai 2015 befasste sich der Nationalrat mit einer Teilrevision
des Obligationenrechts (OR), mit der die Rechtmässigkeit von Whistleblowing geklärt
und der Schutz von Personen, die an ihrem Arbeitsplatz Unregelmässigkeiten
aufdecken, verbessert werden sollte. Die grosse Kammer folgte dabei dem Antrag ihrer
Rechtskommission (RK-NR) und wies die Vorlage mit 134 zu 49 Stimmen bei 1 Enthaltung
an den Bundesrat zurück. Für die Kommission begründete Nationalrat Jositsch (sp, ZH)
die Rückweisung damit, dass die Vorlage derart kompliziert formuliert sei, dass es
insbesondere für den normalen Rechtsanwender und damit den potenziellen
Whistleblower zu schwierig sei, tatsächlich herauszufinden, wie er sich im konkreten
Fall zu verhalten habe. An der Grundstruktur der Vorlage, insbesondere am
vorgeschlagenen Kaskadenmechanismus und dem Anreiz für die Schaffung interner
Meldestellen, soll der Bundesrat jedoch festhalten. Eine von der SVP unterstützte
Minderheit Schwander (svp, SZ) wollte indes nicht auf die Vorlage eintreten. Die heutige
Lösung sei besser als das, was vorliege, so Schwander. Stimmt der Ständerat, der in der
ersten Lesung den bundesrätlichen Vorschlag in einigen Punkten angepasst hatte, dem
Nationalrat in der zweiten Beratungsrunde zu, geht das Geschäft definitiv an den
Bundesrat zurück. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.05.2015
DAVID ZUMBACH
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Der Bundesrat muss die Teilrevision des Obligationenrechts (OR), mit der sogenannte
Whistleblower, die Unregelmässigkeiten am Arbeitsplatz aufdecken und melden, besser
geschützt werden sollen, definitiv noch einmal überarbeiten. Der Ständerat folgte
diskussionslos dem Nationalrat, der sich anlässlich der Sondersession vom Mai 2015 für
eine Rückweisung der Vorlage ausgesprochen hatte, weil diese, so Nationalrat Jositsch
(sp, ZH) für die RK-NR, viel zu kompliziert formuliert sei. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2015
DAVID ZUMBACH

Der Bundesrat habe zu prüfen, auf welche Weise touristische Transportunternehmen
wie Seilbahnen in arbeitsrechtlicher Hinsicht entlastet werden könnten. Dieser
Meinung war der Ständerat in der Herbstsession 2016 und überwies diskussionslos eine
Postulat seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF-SR). Das
Arbeitszeitgesetz (AZG) sei, so Ständerat Wicki (fdp, NW) für die Kommission, für
touristische Betriebe nur partiell geeignet. Er schlug dem Bundesrat vor, das AZG
entweder für touristische Betriebe flexibel anzuwenden oder touristische
Unternehmen aus dessen Geltungsbereich zu entheben. 53

POSTULAT
DATUM: 26.09.2016
DAVID ZUMBACH

Corrado Pardini (ps, BE) propose de compléter l'article 336c du Code des obligations
afin de garantir l'emploi des salariées et salariés âgés. Par l'ajout de l'alinéa 4,
l'employeur ne pourrait pas résilier le contrat d'un travailleur âgé de 55 ans avec au
moins dix années de service sans justifier de manière crédible que la résiliation ne
conduise pas à la substitution du travailleur par du personnel meilleur marché. Par 18
voix contre 7, la majorité des membres de la CAJ-CN ne souhaite pas donner suite à
l'initiative parlementaire. Elle rappelle que des mesures ont déjà été prises dans le
cadre de l'initiative visant à combattre la pénurie de personnel qualifié et de la mise en
œuvre de l'initiative «contre l'immigration de masse» afin de favoriser le maintien des
personnes âgées dans la vie active. Elle relève le risque d'une augmentation des
licenciements peu avant l'atteinte de l'âge limite ou le recours à des contrats à durée
déterminée. Au contraire, une minorité recommande d'y donner suite. Les risques de
chômage de longue durée et de dépendance à l'aide sociale vont s'intensifier sous
l'effet de la numérisation du marché du travail. Puisque le Conseil fédéral n'a, pour
l'heure, esquissé aucune solution en la matière, la minorité souhaite que le Parlement
prenne les devants par le biais de cette initiative. Lors du passage au Conseil national,
c'est la proposition de la majorité de la commission qui l'emporte par 138 voix contre
51. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil fédéral a rendu son rapport en exécution du postulat sur la réduction de
l'assujettissement des entreprises touristiques de transport à la loi sur la durée du
travail (LDT). Il estime que le cadre légal, avec les révisions de la LDT et de l'ordonnance
relative à la loi sur la durée du travail (OLDT), tient compte des préoccupations des
entreprises de transport touristique. Selon lui, il ne faut pas davantage libéraliser et ne
pas exclure les entreprises de transport touristique du champ d'application de la LDT.
Si ces entités devenaient assujetties à la loi sur le travail (LTr), la charge administrative
augmenterait, puisque celles-ci devraient obtenir des autorisations exceptionnelles
plus fréquemment. 55

POSTULAT
DATUM: 29.08.2018
DIANE PORCELLANA

Après le renvoi du projet relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités
par le travailleur au Conseil fédéral, ce dernier a présenté un message additionnel.
Pour apporter plus de clarté, il a révisé la partie sur la procédure de signalement. Le
langage, les formulations et la structure des articles ont été modifiés. Des éléments de
définition ou de concrétisation ont été supprimés. Toutefois, le contenu n'a pas été
révisé, comme le demandait le Parlement. La complexité inhérente à la procédure
demeure.
La CAJ-CN a analysé les nouvelles propositions à l'aune des auditions d'experts en droit
du travail et lors de rencontres avec les partenaires sociaux. Constatant l'effritement du
soutien des partenaires sociaux, elle a proposé, par 19 voix contre 4, de refuser le
projet. Une minorité a appuyé le projet du Conseil fédéral, prônant une réglementation
légale claire en la matière. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.05.2019
DIANE PORCELLANA
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En vote d'ensemble, le Conseil national rejette finalement le projet révisé du Conseil
fédéral relatif à la protection en cas de signalement d'irrégularités par le travailleur,
par 144 voix contre 27 et 6 abstentions. Lors des débats parlementaires, les Verts, les
socialistes et les libéraux-radicaux avaient critiqué la complexité et le manque de clarté
de la procédure de dénonciation. Seuls le PDC et le PBD avaient supporté la proposition
de la minorité de la commission qui soutenait le projet du Conseil fédéral. Il était pour
eux nécessaire d'accepter le projet afin d'assurer une sécurité juridique aux
entreprises ainsi qu'aux employées et employés. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
DIANE PORCELLANA

La CAJ-CE propose, par 6 voix contre 2 et 4 abstentions, d'entrer en matière sur le
projet révisé du Conseil fédéral relatif à la protection en cas de signalement
d'irrégularités par le travailleur. Elle soutient les nouvelles propositions du Conseil
fédéral. La solution «en cascade» lui semble appropriée et proportionnée. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats a soutenu, par 26 voix contre 16, le projet du Conseil fédéral sur
les lanceurs d'alerte. Contrairement à l'avis du Conseil national, les sénatrices et
sénateurs estiment nécessaire de préciser les conditions auxquelles les travailleurs
peuvent signaler des problèmes dans le droit du travail. Comme la CAJ-CE, le Conseil
des Etats juge la solution «en cascade» appropriée et proportionnée. Paul Rechsteiner
(ps, SG) aurait souhaité que les lanceurs d'alertes puissent s'adresser à une autorité,
également s'ils risquent d'être licenciés ou de subir d'autres désavantages que ceux
énoncés dans le projet révisé du Conseil fédéral. Au regret de la gauche, les résiliations
abusives, après une alerte licite, ne seront pas déclarées nulles. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2019
DIANE PORCELLANA

La CAJ-CN propose au Conseil national par 20 voix contre 5, de ne pas entrer en
matière sur le projet du Conseil fédéral sur les lanceurs d'alerte. Selon elle, il n'offre
aucune protection réelle aux travailleurs  concernés. Une minorité le soutient, à l'instar
du Conseil des Etats. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.2020
DIANE PORCELLANA

La modification du Code des obligations (CO) relative à la protection en cas de
signalement d'irrégularités par le travailleur a été balayée. Le  Conseil national a
refusé, à nouveau, d'entrer en matière, par 147 voix contre 42, sur le projet du Conseil
fédéral. Bien que soutenu par le centre et les Vert'libéraux, le projet était trop
complexe pour les uns; pour les autres, il ne protégeait pas assez ou risquait de péjorer
les employées et employés. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2020
DIANE PORCELLANA

Nationalratsmitglied Michaël Buffat (svp, VD) reichte im Juni 2020 eine Motion ein, mit
der er den Bundesrat beauftragen wollte, einen Inländervorrang für die
Bundesverwaltung zu schaffen und Schweizerinnen und Schweizern damit bei der
Stellenbesetzung Vorrang zu geben. Im Rahmen der Covid-19-Pandemie hätten die
politischen Behörden zu Solidarität mit dem Heimatland aufgerufen – etwa zum
Konsum lokaler Produkte und zu Ferien in der Schweiz. Nun solle der Bund seine
Vorbildfunktion als Arbeitgeber wahrnehmen und sich gegenüber Schweizer
Arbeitnehmenden solidarisch zeigen. 
Der Bundesrat beantragte die Motion im August 2020 zur Ablehnung, da ein solcher
Inländervorrang das FZA verletzen würde. Stattdessen verwies er auf verschiedene
Massnahmen, mit denen er den in der Schweiz ansässigen Arbeitnehmenden Zugang zu
den offenen Stellen in der Bundesverwaltung verschaffe, etwa durch Stelleninserate in
drei Sprachen und durch den Informationsvorsprung für in der Schweiz arbeitsuchende
Personen, die bei den RAV angemeldet sind. 
Im Rahmen der Sommersession 2022 zog Motionär Buffat seinen Vorstoss
kommentarlos zurück. 62

MOTION
DATUM: 18.06.2020
GIADA GIANOLA
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Denis De La Reussille (pda, NE) reichte im Mai 2020 eine Motion ein, mit der er den
Bundesrat beauftragen wollte, das ILO-Übereinkommen Nr. 187 über den
Förderungsrahmen für den Arbeitsschutz zu ratifizieren. Das Übereinkommen schaffe
Pflichten zur «Förderung eines sicheren und gesunden Arbeitsplatzes» sowie für ein
nationales Programm zur Beseitigung oder Verringerung von Gefahren am Arbeitsplatz.
Gerade die Covid-19-Pandemie habe die Wichtigkeit des Gesundheitsschutzes am
Arbeitsplatz gezeigt, vor allem für diejenigen Tätigkeiten, die nicht in Heimarbeit
erledigt werden können, argumentierte der Motionär. Um diesen zu verbessern, sei eine
Ratifizierung des Übereinkommens notwendig. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen. Eine Ratifizierung dieses Übereinkommens würde eine umfassende
Reform des schweizerischen Systems zum Schutz der Arbeitnehmende und gleichzeitig
auch eine Ratifizierung von 13 anderen ILO-Übereinkommen erfordern. Eine so grosse
Reform des bestehenden Systems wolle die Regierung vermeiden. 
In der Sondersession im Mai 2022 lehnte die grosse Kammer die Motion mit 110 zu 66
Stimmen ab. Einzig die Grünen und die sozialdemokratische Fraktion unterstützten die
Motion, während die Fraktionen der GLP, der SVP, der FDP und der Mitte gegen das
Geschäft stimmten. 63

MOTION
DATUM: 11.05.2022
GIADA GIANOLA

Der Nationalrat schrieb im Juni 2022 ein zwei Jahre zuvor von Barbara Gysi (sp, SG)
eingereichtes Postulat ab, da es nicht innert zwei Jahren behandelt worden war. Mit
dem Postulat wollte Nationalrätin Gysi den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht
darzulegen, inwiefern und wie die Mitarbeitendenrechte bei der Mitwirkung der
Mitarbeitenden in den Digitalisierungsprozessen der Unternehmen umgesetzt werden
und verbessert werden können. Relevant sei dies insbesondere im Hinblick auf die
Veränderung der Arbeitswelt durch die Digitalisierung. In seiner Stellungnahme hatte
der Bundesrat erklärt, dass die Mitwirkung der Arbeitnehmenden hauptsächlich in den
GAV geregelt sein solle, und das Postulat folglich zur Ablehnung empfohlen. 64

POSTULAT
DATUM: 17.06.2022
GIADA GIANOLA

Im März 2021 reichte Greta Gysin (gp, TI) eine Motion ein, mit der sie den Bundesrat
beauftragen wollte, das Arbeitsgesetz so zu ändern, dass die Arbeitnehmenden
ausserhalb der Arbeitszeit nicht erreichbar sein müssen. Aufgrund der Covid-19-
Pandemie seien flexiblere Arbeitsformen wie Heimarbeit häufiger geworden, wodurch
sich Privat- und Arbeitsleben vermischten. Um die Arbeitnehmenden vor dieser
zusätzlichen Arbeitsbelastungen zu schützen, solle im Gesetz verankert werden, dass
sie ausserhalb der Bürozeiten nicht erreichbar sein müssen.
In seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat, die Motion abzulehnen, da die
Arbeitnehmenden bereits heute ein Recht auf Ruhezeiten ohne Erreichbarkeit hätten.
Zudem werde die Thematik bereits bei der Umsetzung der parlamentarischen Initiative
Burkhart (fdp, AG; Pa. Iv. 16.484) berücksichtigt. Im März 2023 wurde das Geschäft
abgeschrieben, da es nicht innert zwei Jahren vom Nationalrat behandelt worden
war. 65

MOTION
DATUM: 17.03.2023
GIADA GIANOLA

Verschiedene Medien berichteten im August 2023 über die Ergebnisse einer 2021
durchgeführten Umfrage des SECO im Rahmen der European Working Conditions
Survey (EWCS), die den Gesundheitszustand der europäischen Arbeitnehmenden,
darunter auch der Schweizerinnen und Schweizer, erhob. Den Arbeitnehmenden in der
Schweiz gehe es allgemein gut, bilanzierte die Umfrage – vor allem im Vergleich zu den
Arbeitnehmenden in anderen europäischen Ländern. So liege der Anteil an
Arbeitnehmenden, die unter gesundheitlichen Problemen wie zum Beispiel Schulter-,
Rücken- oder Kopfschmerzen leiden, in der Schweiz durchschnittlich niedriger als in
Europa (CH: 37%; Europa: 46%). Jedoch gaben 27 Prozent der Schweizer
Arbeitnehmenden an, dass die Stressoren am Arbeitsplatz die entlastenden Faktoren
überwiegen, 23 Prozent der Schweizer Arbeitnehmenden erachteten gar ihre Sicherheit
oder Gesundheit durch die Arbeit gefährdet. Die NZZ und der Tages-Anzeiger verwiesen
jedoch darauf, dass diese Zahlen während der Corona-Pandemie erhoben worden
waren, als die Arbeitnehmenden, insbesondere im Gesundheitssektor, stark belastet
waren. Als positiv stuften die Medien hingegen das Resultat ein, wonach 91 Prozent der
Schweizer Arbeitnehmenden ihre Arbeit als oft oder immer sinnvoll erachteten. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.08.2023
GIADA GIANOLA
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Im September 2021 reichte Stefania Prezioso Batou (egsols, GE) ein Postulat ein, mit
dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, ein Observatorium für Arbeitsgesundheit
und -unfälle zu schaffen. Dieses soll Daten über Arbeitsunfälle und über die
Gesundheit am Arbeitsplatz erheben sowie Präventionsmassnahmen empfehlen. Ein
Observatorium sei nötig, weil es an für die Entwicklung sinnvoller Politik hilfreichen
Daten mangle. Die vorhanden Daten wiesen zu viele Lücken auf, um Zusammenhänge
zwischen Arbeitstätigkeit und Unfällen beziehungsweise Krankheiten feststellen zu
können. Der Bundesrat erachtete ein solches Observatorium als unnötig, da die
bestehenden gesetzlichen Grundlagen bereits eine statistische Erfassung der Unfälle
und Krankheiten am Arbeitsplatz ermöglichten. Überdies argumentierte er, dass das
BFS und das SECO bereits Erhebungen und Analysen zu diesen Themen durchführten.
Der Nationalrat lehnte das Postulat in der Herbstsession 2023 mit 115 zu 68 Stimmen
ab. Es wurde einzig von der SP- und der Grünen-Fraktion unterstützt. Zuvor hatte
Bundesrat Alain Berset (sp, FR) auf das Projekt Gesundheit2030 verwiesen, in dessen
Rahmen die Gesundheit am Arbeitsplatz und Präventionsmassnahmen in Bezug auf
psychosoziale Belastungen bereits einen Schwerpunkt darstellten. 67

POSTULAT
DATUM: 14.09.2023
GIADA GIANOLA

Arbeitsrecht

Der Bundesrat präsentierte im Dezember 2022 seine Botschaft sowie den
Gesetzesentwurf zur Änderung des Entsendegesetzes. Mit dieser Änderung sollte eine
gesetzliche Grundlage für die Plattform zur elektronischen Kommunikation zwischen
Vollzugsorganen der flankierenden Massnahmen geschaffen werden, wobei gemäss
Bundesrat insbesondere auch der Datenschutz geregelt werden soll. Via diese
Plattform, die vom SECO betrieben wird, können Vollzugsorgane Informationen zur
Kontrolle und Sanktionierung der Entsendeunternehmen austauschen. Eine ähnliche
Bestimmung war bereits in der letzten geplanten Änderung des Entsendegesetzes
enthalten gewesen, diese war jedoch am Widerstand des Ständerats gescheitert. Die
Bestimmungen zur Plattform seien gemäss Bundesrat damals unbestritten gewesen. 
Der Bundesrat gab überdies bekannt, keine Vernehmlassung durchzuführen, zumal
Expertinnen und Experten der betroffenen Organisationen ihre Meinungen im Rahmen
eines Pilotprojekts hätten einbringen können. Dabei hätten alle Beteiligte, welche die
Plattform nutzen konnten, eine Effizienzsteigerung bei der Kontrolle sowie eine erhöhte
Datenqualität festgestellt. Überdies gaben die interessierten Verbände – der Verband
Schweizerischer Arbeitsmarktbehörden und die Interessengemeinschaft der
Paritätischen Kommissionen – nach Abschluss des Pilotprojektes in einer Befragung an,
eine einheitliche und flächendeckende Nutzung der Plattform zu unterstützen. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2022
GIADA GIANOLA

Mittels einer im Dezember 2020 eingereichten Motion forderte Greta Gysin (gp, TI) die
Schaffung regionaler Stellen für eine erste Hilfe für Opfer von Missbrauch, Mobbing
oder Diskriminierung am Arbeitsplatz. Obwohl sich die Opfer entsprechender
Vergehen auf verschiedene Gesetze berufen könnten, kämen sie häufig nicht zu ihrem
Recht, weil sie zum Beispiel Angst vor negativen Konsequenzen oder vor Jobverlust
hätten. In seiner Stellungnahme vom Februar 2021 beantragte der Bundesrat, die
Motion abzulehnen. Er erachtete die bestehenden rechtlichen Bestimmungen sowie die
Fürsorgepflicht der Arbeitgebenden als ausreichend. Das Arbeitsinspektorat könne
zudem Arbeitgebende, die ihre Fürsorgepflicht nicht wahrnähmen, zum
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz verpflichten. Im Dezember 2022 wurde die Motion
abgeschrieben, da sie nicht innerhalb der zweijährigen Frist behandelt worden war. 69

MOTION
DATUM: 16.12.2022
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Frühlingssession 2023 beschäftigte sich der Ständerat mit dem
Gesetzesentwurf zur Änderung des Entsendegesetzes, das eine gesetzliche Grundlage
für die Plattform zur elektronischen Kommunikation zwischen Vollzugsorganen der
flankierenden Massnahmen schaffen sollte. Die kleine Kammer beschloss, ohne
Gegenantrag auf den Entwurf einzutreten. Der Kommissionssprecher der WAK-SR, Hans
Wicki (fdp, NW), betonte, dass die Kommission nicht nur Eintreten, sondern auch die
Annahme des Gesetzentwurfs ohne Änderungen einstimmig beantrage, zumal die
Vorlage bereits im Rahmen der gescheiterten letzten Revision des Entsendegesetzes
beraten worden sei. Überdies erachte es die Kommission auch nicht als problematisch,
dass die Plattform bereits seit Dezember 2022 in Betrieb sei. Einstimmig, mit 36 zu 0
Stimmen, sprach sich der Ständerat in der folgenden Gesamtabstimmung für Annahme
des Entwurfs aus. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2023
GIADA GIANOLA
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Im September 2022 reichte Christian Dandrès (sp, GE) eine parlamentarische Initiative
ein, mit der er verschiedene rechtlichen Massnahmen für die Verbesserung der
Arbeitsbedingungen im Bereich der Online-Plattformen anstrebte. Konkret verlangte
er, dass zukünftig generell vermutet wird, dass Personen, die über Internet-Plattformen
arbeiten, bei diesen über einen Arbeitsvertrag verfügen. Zudem sollen gegenüber den
Arbeitnehmenden Transparenz über die ihre Arbeit betreffenden Algorithmen
hergestellt werden. Zudem sollen die Nutzenden solcher Online-Plattformen die
Zugangsrechte übertragen können. Zwar habe das Bundesgericht «den
Beschäftigungsstatus von Personen, die für Onlineplattformen arbeiten, geklärt»,
dennoch seien gerade im Kampf gegen Lohndumping zusätzliche Massnahmen nötig. 
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Frühjahrssession 2023 mit der Initiative.
Kommissionssprecher Alexandre Berthoud (fdp, VD) betonte, dass die parlamentarische
Initiative de facto eine Anpassung des Arbeitsrechtes und des
Sozialversicherungsrechtes verlange. Diese würden zwar zwischen selbständiger und
unselbständiger Tätigkeit unterscheiden, es seien jedoch keine
Unterscheidungskriterien definiert, weshalb die tatsächliche Einordnung bisher
Vollzugsorganen und Gerichten überlassen sei. Die Kommissionsmehrheit erachtete
jedoch das Bundesgerichtsurteil als ausreichend klar und empfehle daher, der Initiative
keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte dieser Einschätzung und entschied mit 120
zu 68 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben.
Das Geschäft war damit erledigt. 71

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
GIADA GIANOLA

Im Juni 2021 reichte Mattea Meyer (sp, ZH) eine Motion ein, mit der sie verlangte, dass
Anbietende der Plattform-Ökonomie das geltende Arbeitsrecht einhalten und die
Kantone die Einhaltung der gesetzlichen Grundlagen prüfen müssen. Demnach
respektierten Unternehmen mit solchen Geschäftsmodellen oft das Arbeitsrecht nicht
und stellten Personen unter prekären Arbeitsbedingungen an. So sei etwa zu prüfen, ob
die Ferienansprüche eingehalten werden. 
Der Bundesrat sah keinen Handlungsbedarf und beantragte die Motion zur Ablehnung.
Personen, die über eine Plattform tätig sind, könnten arbeitsrechtliche Ansprüche über
den Rechtsweg geltend machen – dass dies funktioniere, habe beispielsweise ein Urteil
des Kantonsgerichts des Kantons Waadt gezeigt. Wann das Arbeitsrecht in diesen
Beschäftigungsformen anwendbar ist, zeige etwa ein Rechtsgutachten der Universität
Neuenburg für das SECO oder eine Checkliste für Arbeitsinspektorinnen und
-inspektoren. Letztlich seien die Kantone bereits beauftragt, die Einhaltung der Lohn-
und Arbeitsbedingungen zu kontrollieren. Der Nationalrat beschäftigt sich im Rahmen
der Sondersession im Mai 2023 mit der Motion und lehnte diese mit 118 zu 71 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) ab. Einzig die SP- und die Grünen-Fraktion unterstützten den
Vorstoss. 72

MOTION
DATUM: 02.05.2023
GIADA GIANOLA

Nachdem sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2023 für die Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage für die Plattform zur elektronischen Kommunikation zwischen
Vollzugsorganen der flankierenden Massnahmen ausgesprochen hatte, stiess diese in
der Sommersession 2023 auch im Nationalrat kaum auf Widerstand. Wie
Kommissionssprecherin Petra Gössi (fdp, SH) in der Debatte ausführte, hatte die WAK-
NR die Vorlage oppositionslos zur Annahme beantragt. Stillschweigend nahm der
Nationalrat den Gesetzesentwurf in der Folge an.
In den Schlussabstimmungen hiessen die Räte den Gesetzesentwurf (beinahe)
einstimmig gut (Nationalrat: 192 zu 2 Stimmen, Ständerat: 44 zu 0 Stimmen). 73
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